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Liebe Leserin, lieber Leser,
die Kreislaufwirtschaft ist ein wichtiger Faktor 
für die Lebensqualität in unserem Land. Sie leistet 
einen wesentlichen Beitrag zur kommunalen 
Daseinsvorsorge. Sie stärkt unsere Wirtschaft – 
nicht zuletzt durch die Bereitstellung von Energie 
und Sekundärrohstoffen aus unseren Abfällen. 
Die wachsende Anzahl an Green-Tech-Unternehmen 
in Baden-Württemberg, die in der Abfallverwertung 
tätig sind, zeigt, dass sich etwas bewegt. Der 
grundlegende Umbau unserer Wirtschaft hin 
zu einer echten Kreislaufwirtschaft ist in Gang 
gekommen.

Aus guten Gründen haben wir viele wichtige 
Themen der Kreislaufwirtschaft in den aktuel-
len Koalitionsvertrag aufgenommen. Wir wollen 
Landesgesetze und -vorgaben vereinfachen und 
verschlanken. Genehmigungsverfahren wollen 
wir beschleunigen und den Umgang mit Abfällen 
praxisgerechter gestalten. Im Land wollen wir 
mit dem Innovationszentrum „Zirkuläres Bauen“ 
(InZiBau) bei der LUBW (Landesanstalt für 
Umwelt Baden-Württemberg) sowie der Weiter-
entwicklung des Strategiedialogs „Wohnen und 
Innovatives Bauen“ (SDB) die Kreislaufwirtschaft 
im Bauwesen voranbringen. Ein großes Potenzial 
sehen wir auch bei der gesteigerten Nutzung von 
Bioabfällen für die Produktion von Biogas und 
hochwertigen Komposten. 

Dies geht Hand in Hand mit der Umsetzung des 
Abfallwirtschaftsplans für Baden-Württemberg. 
Mit diesem Plan verfolgen wir ehrgeizige Ziele: 
Neben dem Ausbau unserer Deponiekapazitäten 
wollen wir die Restabfallmengen durch eine Opti-
mierung der getrennten Bioabfall- und Wertstoff-
sammlung deutlich vermindern. Alle gesammelten 
häuslichen Bioabfälle sollen zukünftig auch 
energetisch verwertet und zur Biogaserzeugung 
genutzt werden. Daraus folgt ein erheblicher 
Mehrbedarf an Bioabfall-Vergärungsanlagen, 
die zeitnah im Land errichtet werden müssen. 

Unsere Abfallbilanz zeigt auch die Leistungs-
fähigkeit und das hohe Qualitätsniveau der kom-
munalen Kreislaufwirtschaft auf: Die Entwicklung 
ist im Jahr 2025 von großer Kontinuität geprägt. 
Wichtige Daten zu den häuslichen Abfällen haben 
sich gegenüber dem Vorjahr nur wenig geändert. 
Demgegenüber fällt auf, dass das 2024 erlassene 
Deponierungsverbot für verwertbare Abfälle 
bereits Wirkung zeigt. 

Seit 2024 finden kaum noch Ablagerungen auf 
Deponien für unbelastetes Erdmaterial statt. Die 
Ablagerungsmengen von Bodenaushub auf kom-
munalen Deponien sind zwischen dem Jahr 2023 
und dem Jahr 2025 auf rund 1,5 Millionen Tonnen 
zurückgegangen. 

Das entspricht – sicher auch durch die Baukon-
junktur beeinflusst – einem Minus von 52 Prozent. 
An diesem Beispiel wird deutlich, welches Poten-
zial Maßnahmen zur Verbesserung der Abfallver-
wertung und -vermeidung haben können. 

Am Anfang von Abfallvermeidung und -verwertung 
tragen wir die Verantwortung. Wir definieren 
bereits mit unseren Kaufentscheidungen, was wir 
wieder entsorgen müssen. Bewusste Kaufent-
scheidungen und eine gute Abfalltrennung bilden 
die essenzielle Voraussetzung für eine effiziente 
und gut funktionierende, echte Kreislaufwirt-
schaft. Auch deswegen ist mir die Abfallbilanz 
als wichtige Information für alle Bürgerinnen und 
Bürger von großer Bedeutung. Vielen Dank an 
Alle, die bewusst zur Abfallvermeidung und einer 
nachhaltigen Verwertung beitragen. 

Bei der Abfallbilanz arbeiten Land, Kommunen 
und Wirtschaft seit vielen Jahren sehr erfolg-
reich zusammen. Für die zeitnahe Bereitstellung 
der Daten durch die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger und die wichtige Pflege unserer 
Abfalldatenbank durch das Statistische Landes-
amt bedanke ich mich bei allen Beteiligten ganz 
herzlich. Diese enge Zusammenarbeit ist eine gute 
Basis für alle Maßnahmen zur Weiterentwicklung 
unserer Kreislaufwirtschaft.

Ich bin mir sicher: Auf diese Weise werden wir die 
Herausforderungen der Zukunft erfolgreich meistern.

Thekla Walker MdL

Ministerin für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft des Landes 
Baden-Württemberg 
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Im Jahr 2025 wurden insgesamt rund 7,7 Millionen Tonnen an Abfällen über die örE entsorgt. 
Im Wesentlichen bestand das kommunale Abfallaufkommen aus rund 5,0 Millionen Tonnen an 
Abfällen aus dem Siedlungsbereich sowie aus gut 2,4 Millionen Tonnen an Baumassenabfäl-
len (Bauschutt, Straßenaufbruch, Bodenaushub). Im Vergleich zum Vorjahr verringerte sich die 
Menge der kommunal entsorgten Baumassenabfälle um 21,8 Prozent.

Pro-Kopf-Aufkommen in Kilogramm je Einwohner/-in

Wertstoffe aus Haushalten 143 kg je Einwohner/-in
Haus- und Sperrmüll 136 kg je Einwohner/-in
Grünabfälle 88 kg je Einwohner/-in
Abfälle aus der Biotonne 55 kg je Einwohner/-in
Elektro- und Elektronikaltgeräte 6,9 kg je Einwohner/-in
Problemstoffe 0,9 kg je Einwohner/-in
Sonstige kommunale Siedlungsabfälle 19 kg je Einwohner/-in
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Mit der zunehmenden Getrenntsammlung von häuslichen Bioabfällen seit 2012 sank das Haus-
müllaufkommen in Baden-Württemberg. Die Abnahme der Hausmüllmenge entsprach in etwa 
dem Zuwachs an getrennt gesammelten Bioabfällen. Seit 2022 hält sich der Anteil an getrennt 
gesammelten Bioabfällen auf dem erreichten Niveau.

Das Gesamt-Pro-Kopf-Aufkommen an häuslichen Abfällen nahm im Vergleich zum Vorjahr von 
338 kg/Ea auf 334 kg/Ea leicht ab. Das Pro-Kopf-Aufkommen beim Hausmüll (Restabfall) sank 
um 2 kg/Ea auf 114 kg/Ea. Nur Sperrmüll und einzelne Wertstofffraktionen legten im Vorjahres-
vergleich leicht zu. Die Sammelmenge von Altpapier bleibt mit minus 0,9 kg/Ea rückläufig.

Kommunales Abfallaufkommen 2025: Entsorgung von Bauabfällen ging weiter zurück

Kommunale Siedlungsabfälle in Baden-Württemberg 2025

Die Stadt- und Landkreise erfüllen in Baden-Württemberg die Aufgaben der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger (örE). Sie erstellen jährlich eine Abfallbilanz über Art, Menge, Herkunft und Ver-
bleib der in ihrem Gebiet angefallenen und von ihnen entsorgten Abfälle. Auf einen Blick werden auf 
zwei Doppelseiten die wichtigsten Ergebnisse der Abfallbilanz 2025 kompakt dargestellt.

Auf einen Blick Abfallbilanz 2025 
Auf einen Blick

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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Die Abfallgebühren werden in jedem Stadt- und Landkreis durch individuelle Gebührensatzungen 
festgelegt. Im Vergleich zum Vorjahr sind die durchschnittlichen Jahresabfallgebühren für einen 
4-Personen-Haushalt um rund 11 Euro gestiegen. Das entspricht einem prozentualen Preisanstieg 
von 5,6 Prozent und somit knapp 93 Cent mehr pro Monat. Die allgemeinen Preissteigerungen der 
letzten Jahre machen sich auch bei den Abfallgebühren deutlich bemerkbar. Fragen zu Details der 
Abfallgebührengestaltung sind aufgrund der oben genannten Zuständigkeit direkt an den betreffen-
den Stadt- beziehungsweise Landkreis zu richten.

RB Stuttgart RB Karlsruhe RB Freiburg RB Tübingen

Ausgebautes Restvolumen 31.12.2025 DK I und II
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Die ungleiche Verteilung der Deponiekapazitäten verdeutlicht einen akuten Handlungsbedarf beim 
regionalen Deponieausbau. Ohne rechtzeitige Erweiterungen steuern manche Regionen auf einen 
kritischen Engpass bei der Ablagerung von nicht verwertbaren mineralischen Abfällen zu. Um die 
regionale Entsorgungssicherheit zu gewährleisten, muss die Schaffung neuen Deponievolumens 
weiterhin prioritär vorangetrieben werden.

Immer mehr Abfälle aus der Biotonne durchlaufen in Baden-Württemberg eine sogenannte Mehrfach-
nutzung: Zuerst entsteht aus den Bioabfällen in einer Vergärungsanlage energiereiches Biogas, dann 
werden die Gärreste zu hochwertigen Düngemitteln (flüssiger Gärrest und/oder Kompost) weiterver-
arbeitet. Im Jahr 2025 war die Mehrfachnutzung mit 79 Prozent der gesammelten Biotonnenabfälle das 
am häufigsten angewendete Verwertungsverfahren. Somit gab es hier einen erfreulichen Anstieg von 
5 Prozentpunkten im Vergleich zum Vorjahr. Nur noch 21 Prozent aller Abfälle aus der Biotonne wurden 
ohne Energiegewinnung in einer Kompostierungsanlage zu Kompost umgewandelt.

79 Prozent der häuslichen Bioabfälle gingen in Vergärungsanlagen

69 Prozent der Grünabfälle werden wieder in den Nährstoffkreislauf zurückgeführt
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Der überwiegende Anteil, nämlich 69 Prozent der kommunal gesammelten Grünabfälle wurde im Jahr 
2025 einer Kompostierungsanlage und/oder einem Erdenwerk zugeführt. Dort entstehen hochwertige 
Komposte und Pflanzsubstrate für den Einsatz im Landschafts- und Gartenbau sowie in der Landwirt-
schaft. Die Nährstoffe aus den Grünabfällen gelangen so zurück in den natürlichen Kreislauf. Holzige 
Grünabfälle sind für die Kompostierung weniger geeignet und werden daher häufig energetisch verwertet. 
Im Jahr 2025 waren dies 31 Prozent des Aufkommens.

Abfallgebühren steigen weiter

Verfügbare Deponiekapazitäten im Land ungleich verteilt

Abfallbilanz 2025 
Auf einen Blick

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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1. Aktuelles aus der 
Kreislaufwirtschaft

1.1 Planungen und 
Regelungen auf EU-Ebene

1.1.1 Stärkung und Regulierung der Kreislaufwirt-
schaft auf EU-Ebene

Die Europäische Union hat in den vergangenen 
Jahren bedeutende Schritte unternommen, um die 
Kreislaufwirtschaft in Europa voranzutreiben. Ein 
zentraler Bestandteil dieser Bemühungen war der 
zweite EU-Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft, 
der im März 2020 im Rahmen des europäischen 
Grünen Deals verabschiedet wurde. Im Gegen-
satz zu früheren Ansätzen, die sich primär auf die 
Abfallentsorgung konzentrierten, setzte dieser 
Aktionsplan bereits am Anfang der Wertschöp-
fungskette an. Er etablierte strenge Prinzipien 
für ein nachhaltiges Produktdesign, stärkte das 
Recht der Verbraucherinnen und Verbraucher auf 
Reparatur und nahm ressourcenintensive Schlüs-
selsektoren wie Elektronik, Textilien, Batterien und 
Verpackungen ins Visier, um Produkte von Grund 
auf langlebiger, wiederverwendbar und leichter 
recycelbar zu machen.

Mit der Vorstellung des Clean Industrial Deal (CID) 
im Februar 2025 hat die Europäische Union diese 
ökologische Strategie direkt mit ihrer industriellen 
Kernpolitik und globalen Wettbewerbsfähigkeit 
verknüpft. Angesichts geopolitischer Spannungen 
und fragiler Lieferketten ist die Kreislaufwirt-
schaft im Clean Industrial Deal nicht mehr nur 
umweltpolitisches Leitmotiv, sondern stellt einen 
strategischen Sicherheitsfaktor zur Reduzierung 
der Rohstoffabhängigkeit dar. Der Plan sieht vor, 
den Anteil zirkulär genutzter Materialien in der 
europäischen Industrie bis 2030 auf 22,4 Prozent 
zu steigern. Um dies zu erreichen, schafft der Deal 
über grüne Kriterien bei der öffentlichen Beschaf-
fung gezielte Leitmärkte für Sekundärrohstoffe 
und bündelt im Rahmen eines neuen Zentrums 
für kritische Rohstoffe die europäische Nachfrage 
nach seltenen Erden und Batteriematerialien. 

Um diese strategischen Ziele rechtlich verbindlich 
abzusichern und bestehende Marktbarrieren end-
gültig abzubauen, soll im vierten Quartal 2026 ein 
europäischer Rechtsakt über die Kreislaufwirtschaft 
(Circular Economy Act) folgen. Dieses umfassende 
Rahmengesetz soll die nationalen Vorschriften für 
Abfallströme vereinheitlichen, um einen echten, 
grenzüberschreitenden EU-Binnenmarkt für Sekun-
därrohstoffe zu schaffen. Neben verbindlichen 
Mindestquoten für den Einsatz von Recyclingma-
terialien in Neuprodukten soll der Rechtsakt auch 
den digitalen Produktpass, der lückenlose Daten 
über Materialzusammensetzung und Reparierbar-
keit liefert, verankern. Auf diese Weise bündelt die 
Europäische Union ihre politischen Initiativen zu 
einem geschlossenen System, das durch den Abbau 
bürokratischer Hürden gleichzeitig die Wirtschaft 
entlasten und den Übergang zur Kreislaufwirtschaft 
unumkehrbar machen soll.

1.1.2 Änderung der Abfallrahmenrichtlinie

Mit der am 16. Oktober 2025 in Kraft getretenen 
Richtlinie (EU) 2025/18922 zur Änderung der Richtli-
nie 2008/98/EG über Abfälle (Abfallrahmenrichtlinie) 
hat die EU weitreichende Regelungen für die Abfall-
ströme Textilien und Lebensmittel vorgesehen.

Textilien:
Kern der neuen Regelungen im Bereich der 
Textilien stellt die Einführung einer erweiterten 
Herstellerverantwortung (Extended Producer 
Responsibility (EPR)) für Textilien, mit Textilien 
zusammenhängende Erzeugnisse und Schuhe dar. 
Die Hersteller sollen die Kosten für die Behandlung 
von Textilabfällen decken. Hierdurch sollen Anreize 
zur Reduzierung von Textilabfällen geschaffen und 
das Produktdesign verbessert werden. 

Die Beiträge der Verpflichteten sollen Investitionen 
in separate Sammlung, Sortier-, Wiederverwen-
dungs- und Recyclingkapazitäten finanzieren. Die 
Regeln sollen sicherstellen, dass Textilien zur Wie-
derverwendung sortiert werden. Alttextilien, die 
nicht wiederverwendet werden können, sollen dem 
Recycling zugeführt werden.

Abfallbilanz 2025 
1 | Aktuelles aus der Kreislaufwirtschaft
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Die Bestimmungen der EU-Verpackungsverord-
nung gelten nach Ablauf einer Übergangsfrist in 
Teilen ab dem 12. August 2026. Zum Teil sind auch 
deutlich längere Fristen vorgesehen. Viele Anfor-
derungen bedürfen für ihre Geltung einer Konkre-
tisierung durch EU-Durchführungsrechtsakte.

Mit der EU-Verpackungsverordnung werden 
Anforderungen für den gesamten Lebenszyklus 
von Verpackungen in Bezug auf ihre ökologische 
Nachhaltigkeit und Kennzeichnung eingeführt, die 
für das Inverkehrbringen von Verpackungen erfüllt 
werden müssen. Ferner sind Anforderungen mit 
Blick auf die erweiterte Herstellerverantwortung, 
die Vermeidung von Verpackungsabfällen, wie 
etwa die Verringerung unnötiger Verpackungen 
und die Wiederverwendung oder Wiederbefüllung 
von Verpackungen, sowie die Sammlung und die 
Behandlung von Verpackungsabfällen, einschließ-
lich des Recyclings, enthalten.

Die Verordnung gilt im Gegensatz zu ihrer Vorgän-
gerregelung, der EU-Verpackungsrichtlinie, direkt 
und unmittelbar in allen Mitgliedsstaaten. 

1.1.6 Critical Raw Materials Act (CRMA)

Als strategische Grundlage für eine sichere, nach-
haltige und krisenfeste europäische Rohstoffver-
sorgung hat die Europäische Union am 23. Mai 2024 
den Critical Raw Materials Act (CRMA) verabschie-
det. Der CRMA verankert folgende Ziele für die EU 
bis 2030:

•	 Deckung von 10 Prozent des Bedarfes an strate-
gischen Rohstoffen aus Bergbau in der EU,

•	 Deckung von 40 Prozent des Bedarfes an weiter-
verarbeiteten Rohstoff-Produkten aus der EU,

•	 Deckung von 25 Prozent des Bedarfes an strate-
gischen Rohstoffen aus EU-Recycling,

•	 keine Importabhängigkeit von einem Land über 
65 Prozent des Bedarfes an jedem einzelnen 
strategischen Rohstoff.

Zu den Maßnahmen des CRMA zählen insbeson-
dere die Beschleunigung von Genehmigungsver-
fahren bei Rohstoffprojekten, die Stärkung der 
Exploration, die Förderung der Kreislaufwirtschaft 
sowie die Risikovorsorge und -überwachung. Auf 
die Unternehmen kommen ebenfalls neue Pflich-
ten nach dem CRMA zu. Darüber hinaus möchte 
die EU-Kommission die internationale Zusammen-
arbeit und strategische Partnerschaften ausbauen.

Für Baden-Württemberg ist die Rückgewinnung 
des im CRMA genannten kritischen Rohstoffs 
Phosphor aus Klärschlamm und Klärschlamm-
asche ein zentraler umweltpolitischer Schwer-
punkt. Das Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft setzt hierzu bereits seit mehre-
ren Jahren und somit deutlich vor der gemäß Klär-
schlammverordnung ab 2029 geltenden Pflicht 
zur Rückgewinnung von Phosphor bundesweit 
maßgebliche Impulse. Mit der Förderung großtech-
nischer Pilotanlagen wurde frühzeitig die Basis 
geschaffen, um den technologischen Wandel von 
der reinen thermischen Entsorgung hin zu einer 
nachhaltigen Rohstoffrückgewinnung einzuleiten. 
Über das EFRE-Förderprogramm „Phosphor-Rück-
gewinnung“ unterstützte das Umweltministerium 
zwei großtechnische Anlagen zur kombinierten 
thermochemischen Klärschlammverwertung und 
Phosphorrückgewinnung im Land mit insgesamt 
rund 10,7 Millionen Euro. Beide Anlagen befinden 
sich seit 2026 im Regelbetrieb. Mit Blick auf die 
ab 2029 geltende Rückgewinnungspflicht dienen 
die Erkenntnisse aus dem Bau und Betrieb dieser 
Anlagen als wichtiges Fundament. Zentrale Auf-
gabe der Landesregierung für die kommenden 
Jahre bleibt es, diese Infrastruktur zur thermischen 
Klärschlammbehandlung und Phosphorrückgewin-
nung kontinuierlich weiter auszubauen.

Durch die konsequente Nutzung von Klärschlamm 
als strategische Ressource kann die Abhängigkeit 
von geopolitisch kritischen Importregionen redu-
ziert und dadurch die Rohstoffsicherheit und Resi-
lienz Deutschlands und Europas gestärkt werden.

Lebensmittel:
Die Regelungen im Bereich der Lebensmittel sehen 
vor, dass die Mitgliedstaaten geeignete Maßnah-
men ergreifen, um die Entstehung von Lebensmit-
telabfällen in der Primärerzeugung, Verarbeitung 
und Herstellung, im Einzelhandel und anderen For-
men des Vertriebs von Lebensmitteln, in Gaststät-
ten und Verpflegungsdiensten sowie in privaten 
Haushalten stärker als bisher zu vermeiden. Dafür 
sind die nationalen Strategien gegen Lebensmit-
telverschwendung zu aktualisieren. 

Hierdurch sollen die Mitgliedstaaten bis zum 
31. Dezember 2030 auf nationaler Ebene die fol-
genden verbindlichen Ziele zur Verringerung von 
Lebensmittelabfällen verwirklichen:

•	 Verringerung der Erzeugung von Lebensmittel-
abfällen im Bereich Verarbeitung und Herstel-
lung um 10 Prozent gegenüber 2020;

•	 Verringerung der Erzeugung von Lebensmittel-
abfällen pro Kopf im Einzelhandel und anderen 
Formen des Vertriebs von Lebensmitteln, in 
Gaststätten und Verpflegungsdiensten sowie in 
Haushalten um 30 Prozent gegenüber 2020.

Die Mitgliedstaaten müssen die Richtlinie bis zum 
17. Juni 2027 in nationales Recht umsetzen und bis 
zum 17. April 2028 müssen die nationalen Systeme 
der erweiterten Herstellerverantwortung für Texti-
lien eingeführt sein.

1.1.3 Neue EU-Abfallverbringungsverordnung 
(VVA)

Mit der Verordnung (EU) 2024/1157, die am 20. Mai 
2024 in Kraft trat, wurden die Rechtsvorschriften 
zur Abfallverbringung überarbeitet und in weiten 
Teilen neu gefasst. Ziel der Neufassung war es, 
neben einer Verbesserung des Umweltschutzes 
auch durch Digitalisierung zu schnelleren und effi-
zienteren Verfahren bei der Prüfung und Überwa-
chung grenzüberschreitender Abfallverbringungen 
beizutragen. 

Alle an grenzüberschreitenden Abfallverbringun-
gen Beteiligten haben seit dem 21. Mai 2026 das 
von der EU-Kommission betriebene zentrale elek-
tronische System (Digital Waste Shipment System 
– DIWASS) zu nutzen. 

Aufgrund von technischen Verzögerungen teilte 
die EU-Kommission mit, dass die Behörden der 
Mitgliedstaaten noch bis Ende 2026 weiterhin die 
Führung von Anhang VII-Formularen in Papierform 
akzeptieren können. Um einen einheitlichen Voll-
zug zu gewährleisten, haben das Bundesumwelt-
ministerium und die Länder sich darauf geeinigt, 
sich an diese Empfehlung der EU-Kommission zu 
halten und haben hierfür ein entsprechendes Infor-
mationsschreiben abgestimmt.

Das zunächst in der VVA vorgesehene Verbot der 
Verbringung von gemischten Siedlungsabfällen in 
Staaten außerhalb der EU wurde zwischenzeitlich 
– nach intensiven Bemühungen des Landes und 
der betroffenen Kreise – für Verbringungen in die 
Schweiz aufgehoben. 

1.1.4 EU-Batterieverordnung (EU-BattV)

Die EU-BattV gilt seit 18. August 2023 teilweise 
und seit 18. August 2025 in allen Teilen. Sie 
ersetzt die EU-Batterierichtlinie 2006/66/EG vom 
6. September 2006 und gilt in allen EU-Mitglied-
staaten unmittelbar. Für die Bewirtschaftung von 
Altbatterien gilt insbesondere das Kapitel VIII 
der EU-BattV in Verbindung mit dem nationalen 
Batterierecht-Durchführungsgesetz (BattDG) 
(siehe Kapitel 1.2.2). 

Neben vielen neu eingeführten Vorgaben, die den 
gesamten Lebenszyklus von Batterien betreffen, 
sind auch die Regelungen zur Kreislaufwirtschaft 
konkretisiert worden: weitergehende, gestaffelte 
Sammelziele, Recyclingvorgaben, Anforderungen 
an die Herstellung, Austauschbarkeit und Lang-
lebigkeit, „Second-Life“-Vorgaben sowie Rezyklat-
einsatzquoten in der Neuproduktion von Batterien. 
Insbesondere aufgrund der in Batterien enthal-
tenen kritischen Rohstoffe geraten Second-Life-
Anwendungen und die Kreislaufführung der Roh-
stoffe immer stärker in den Fokus.

1.1.5 EU-Verpackungsverordnung (PPWR)

Am 22. Januar 2025 wurde die Verordnung 
(EU) 2025/40 („EU-Verpackungsverordnung“, 
engl. PPWR) im EU-Amtsblatt veröffentlicht, 
am 11. Februar 2025 ist sie in Kraft getreten. 
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sollen die richtige Sortierung und umweltgerechte 
Entsorgung erleichtert werden. 

Etablierte und bewährte Strukturen werden bei-
behalten, soweit die EU-Verpackungsverordnung 
diese Möglichkeit eröffnet. Dadurch soll die 
Umstellung für alle betroffenen Akteure erleichtert 
und eine Überbeanspruchung durch vermeidbare 
bürokratische Lasten vermieden werden. Daneben 
sollen die umweltpolitischen Zielvorgaben nach 
Artikel 1 der EU-Verpackungsverordnung durch 
die mit diesem Gesetz getroffenen Maßnahmen in 
Deutschland erreicht werden.

1.2.4 Elektro- und Elektronikgerätegesetz 
(ElektroG)

Nachdem sich das Gesetzgebungsverfahren im 
Jahr 2024 zunächst verzögert hat, konnte die 
Novelle des ElektroG im Jahr 2025 erfolgreich 
abgeschlossen werden. Das Zweite Gesetz zur 
Änderung des ElektroG wurde am 27. November 
2025 im Bundesgesetzblatt verkündet und trat 
zum 1. Januar 2026 in Kraft. Zentrale Ziele sind die 
Steigerung der Sammelquote sowie die Minimie-
rung von Brandrisiken durch Lithium-Batterien.

Über die Verstärkung und Vereinheitlichung der 
Verbraucherinformation und die Schaffung zusätz-
licher, niederschwelliger Rückgabemöglichkeiten 
für elektronische Einweg-Zigaretten soll die Sam-
melquote auf die maßgebliche europäische Ziel-
marke von 65 Prozent gesteigert werden. 

Die Vorgaben zur Einsortierung der Elektroaltge-
räte an kommunalen Sammelstellen wurden kon-
kretisiert, um Brandrisiken, die von bei Erfassung 
und Transport beschädigten lithiumhaltigen Batte-
rien in den Elektroaltgeräten ausgehen können, zu 
vermeiden. Die Befüllung der Sammelbehälter für 
die Sammelgruppen 2 (Bildschirme), 3 (Lampen) 
und 5 (Kleingeräte und kleine Geräte der Informati-
ons- und Telekommunikationstechnik) darf künftig 
nur durch Mitarbeitende des öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgers erfolgen (Thekenmodell).

1.2.5 Umsetzung der EU-Einwegkunst-
stoffrichtlinie

Die Einwegkunststoffrichtlinie (EU) 2019/904 über 
die Verringerung der Auswirkungen bestimmter 
Kunststoffprodukte auf die Umwelt, die auch „Sin-
gle-Use-Richtlinie“ genannt wird, ist eine Reaktion 
auf das Littering (unsachgerecht und regelungs-
widrig weggeworfener Abfall) in der Umwelt und 
soll zudem den Verbrauch von Einwegkunststoff-
produkten reduzieren. Sie wurde bislang durch drei 
Verordnungen umgesetzt: die Einwegkunststoff-
verbotsverordnung, die Einwegkunststoffkenn-
zeichnungsverordnung sowie das Einwegkunst-
stofffondsgesetz, letzteres konkretisiert durch 
eine Einwegkunststofffondsverordnung. 

Das Einwegkunststofffondsgesetz ist am 11. Mai 
2023 verkündet worden und am 1. Januar 2024 in 
Kraft getreten. Es weist den Herstellern bestimm-
ter Einwegkunststoffprodukte entsprechend des 
Verursacherprinzips die Kostenlast für die Reini-
gung des öffentlich-rechtlichen Raumes sowie für 
Maßnahmen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
zu. Sie ist Ausdruck der erweiterten Herstellerver-
antwortung. In Deutschland verwaltet das Umwelt-
bundesamt hierfür den Einwegkunststofffonds 
(EWKFonds). Über die EWKFonds-Plattform DIVID 
werden die Registrierungen abgabepflichtiger 
Unternehmen, die Einzahlung von Sonderab-
gaben in den EWKFonds sowie die Auszahlung 
eingenommener Mittel an öffentlich-rechtliche 
Anspruchsberechtigte abgewickelt. 

1.2.6 Ersatzbaustoffverordnung 
(ErsatzbaustoffV)

Die ErsatzbaustoffV regelt die Herstellung und 
den Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe in tech-
nische Bauwerke. Mineralische Ersatzbaustoffe 
im Anwendungsbereich der Verordnung sind 
unter anderem Recyclingbaustoffe aus Bau- und 
Abbruchabfällen und aus dem Straßenbau. Bei der 
Herstellung von mineralischen Ersatzbaustoffen 
besteht eine Pflicht zur Güteüberwachung. 

1.2 Planungen und Regelun-
gen auf Bundesebene

1.2.1 Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie 
(NKWS)

Die NKWS wurde am 4. Dezember 2024 durch das 
Bundeskabinett verabschiedet. Mit der Strategie 
wird die Transformation zu einer nachhaltigen und 
klimaneutralen Kreislaufwirtschaft angestrebt. Die 
NKWS adressiert verschiedene Handlungsfelder 
mit hohem Potenzial für die Kreislaufwirtschaft wie 
zum Beispiel Fahrzeuge und Batterien, Metalle, 
Kunststoffe, Produktionsprozesse, öffentliche 
Beschaffung, Gebäude und Baustoffe, Elektroge-
räte, Bekleidung und Textilien und wurde im Dialog 
mit verschiedenen Interessengruppen entwickelt.

Zentrale Punkte im Bereich der Kreislaufwirtschaft 
sind die Produktgestaltung (Design4Recycling), 
die Reparierbarkeit, der Rezyklateinsatz und die 
Gewinnung von Sekundärrohstoffen.

Am 5. Dezember 2025 fand eine erste Jahreskonfe-
renz zur Umsetzung der Nationalen Kreislaufwirt-
schaftsstrategie statt, welche sich auf die Stär-
kung zirkulärer Innovationen und Investitionen in 
Deutschland fokussierte. Im Mittelpunkt standen 
dabei die politischen Ankündigungen eines neuen 
nationalen Aktionsprogramms, einer ministerien-
übergreifenden Umsetzungsplattform sowie des 
Förderprogramms „Zukunft Kreislaufwirtschaft“.

Am 3. Juni 2026 hat das Bundeskabinett ein 
umfassendes Aktionsprogramm verabschiedet, 
das darauf abzielt, die Entwicklung einer Kreislauf-
wirtschaft in Deutschland zu beschleunigen. Im 
Rahmen dieses Programms plant die Bundesregie-
rung, bis Ende 2027 insgesamt zwölf zentrale Maß-
nahmen umzusetzen, die darauf ausgelegt sind, die 
deutsche Wirtschaft in diesem wichtigen Bereich zu 
stärken und somit einen wesentlichen Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung des Landes zu leisten.

1.2.2 Batterierecht-Durchführungsgesetz 
(BattDG)

In Ergänzung zur EU-BattV (siehe Kapitel 1.1.5) gilt 
in Deutschland seit Juni 2025 das BattDG, welches 
das Batterie-Gesetz (BattG) abgelöst hat.

Die vormals im BattG etablierten Regelungen zur 
Rücknahme und Entsorgung von Altbatterien wur-
den weitestgehend in der EU-BattV aufgenommen, 
das BattDG sieht darüber hinaus Regelungen

•	 zur Beteiligung der Hersteller von Batterien an 
einer Organisation für Herstellerverantwortung, 

•	 zur Sicherheitsleistung durch diese Organisationen, 
•	 zum Wegfall einer Organisation für Hersteller-

verantwortung,  
•	 zum Umgang mit gesammelten Altbatterien 

sowie 
•	 zu Bußgeldvorschriften für Zuwiderhandlungen 

gegen die EU-BattV und das BattDG vor. 

1.2.3 Verpackungsrecht-Durchführungsgesetz 
(VerpackDG)

Mit dem Gesetz zur Anpassung des Verpackungs-
rechts und anderer Rechtsbereiche an die Ver-
ordnung (EU) 2025/40 (sogenannte Verpackungs-
recht-Durchführungsgesetz) werden die ab August 
2026 in der Europäischen Union geltenden neuen 
Vorgaben der europäischen Verpackungsver-
ordnung in deutsches Recht umgesetzt und das 
bisherige Verpackungsgesetz wird ersetzt. Konkret 
wird ab 2028 die Recyclingquote für Kunststoff-
abfälle auf 75 Prozent erhöht. Ab 2030 sollen es 
80 Prozent sein. Die Verpackungsmengen sollen 
insgesamt deutlich reduziert werden.

Ziel ist es laut Bundesregierung zudem, die Recy-
clingfähigkeit unvermeidbarer Verpackungen zu 
verbessern und die Kreislaufwirtschaft zu stärken. 
So werden etwa verbindliche Anforderungen an 
Rezyklate, Wiederverwendbarkeit und Kompos-
tierbarkeit eingeführt. Verpackungen sollen zum 
Beispiel so gestaltet sein, dass schwer recycel-
bare Kunststoffe oder auch gefährliche Stoffe wie 
bestimmte per- und polyfluorierte Alkylsubstan-
zen (PFAS) nicht verwendet werden. Auch eine 
Begrenzung überdimensionierter Verpackungen 
und eine Kennzeichnung sind vorgesehen. Damit 
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das Bundesumweltministerium ein Eckpunkte-
papier zum geplanten Textilgesetz. Demnach sollen 
Hersteller von Textilien, mit Textilien zusammen-
hängenden Erzeugnissen und Schuhen dazu ver-
pflichtet werden, die Verantwortung für die Entsor-
gung von Alttextilien zu übernehmen. Durch diese 
Maßnahme sollen auch die aktuellen Herausforde-
rungen auf dem deutschen Alttextilmarkt angegan-
gen werden, die vor allem durch den zunehmenden 
Trend zum Fast Fashion bedingt sind.

Das deutsche Textilgesetz soll damit einen Teil 
einer umfassenderen Strategie darstellen, die 
darauf abzielt, den Textilsektor nachhaltiger und 
kreislauffähiger zu gestalten. Weitere Maßnahmen, 
wie die Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie, 
die EU-Abfallverbringungsverordnung und die 
EU-Ökodesign-Vorgaben, sollen in Kombination 
mit dem Textilgesetz dazu beitragen, eine umwelt-
freundlichere und ressourcenschonendere Textil-
industrie zu fördern.

1.2.10 Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ab-
lösung des Abfallverbringungsgesetzes und zur 
Änderung weiterer Rechtsvorschriften

Am 9. Juni 2026 hat das Bundesumweltministerium 
einen Entwurf eines Gesetzes zur Ablösung des 
Abfallverbringungsgesetzes und zur Änderung wei-
terer Rechtsvorschriften veröffentlicht. Mit diesem 
Gesetzesentwurf soll das Abfallverbringungsrecht 
an die EU-Abfallverbringungsverordnung (EU) 
2024/1157 vom 20. Mai 2024 angepasst werden.

1.3 Kreislaufwirtschaft auf 
Landesebene

1.3.1 Koalitionsvertrag

Der Anfang Mai 2026 zwischen den Parteien 
„BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Baden-Württemberg“ 
und der „CHRISTLICH DEMOKRATISCHEN UNION 

Baden-Württemberg“ ausgehandelte Koalitions-
vertrag mit dem Titel „Aus Verantwortung fürs 
Land – Gemeinsam stark in stürmischen Zeiten“ 
enthält auch wesentliche Ziele für den Bereich der 
Kreislaufwirtschaft:

Die Ressourcensicherheit und Kreislaufwirtschaft 
sollen mit dem Ziel einer resilienten, effizienten 
und wettbewerbsfähigen Industrie gestärkt wer-
den. Angestrebt ist die Entwicklung einer indust-
riellen Kreislaufwirtschaft, die Recycling, Wieder-
verwendung und Remanufacturing systematisch in 
Wertschöpfungsketten integriert. Durch einfachere 
und pragmatischere Verfahren und Genehmigun-
gen sollen notwendige ortsnahe Recyclingzentren 
sowie Deponiekapazitäten gesichert und regionale 
Stoffkreisläufe gestärkt werden. Die Rohstoff-
souveränität soll durch Kreislaufwirtschaft und 
Kooperationen bei Seltenen Erden und weiteren 
strategischen sowie kritischen Rohstoffen geför-
dert werden.

In Zeiten geopolitischer Instabilität und brüchiger 
Lieferketten leisten Ressourceneffizienz und zirku-
läres Wirtschaften einen entscheidenden Beitrag 
zu Wettbewerbsfähigkeit und Resilienz. Die Ent-
wicklung hin zu einer Kreislauf- und Ressourcen-
wirtschaft stärkt Wettbewerbsfähigkeit und Resi-
lienz und schont die natürlichen Ressourcen. Mit 
dem Ziel, Sekundärrohstoffmärkte zu beleben, soll 
das Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) 
novelliert werden. Die Vorbildfunktion der öffentli-
chen Hand als Auftraggeber soll gestärkt werden. 
Es ist angestrebt, regionale Sekundärrohstoffzen-
tren einzurichten, um Transportwege zu verkürzen 
und Deponien zu entlasten. 

Ein weiteres wichtiges Ziel ist eine einfachere, wirt-
schaftlichere und umweltverträglichere Gestaltung 
des Umgangs mit Bodenaushub. Geplant ist auch, 
durch digitale Bodenbörsen und Kooperationen 
zwischen Kommunen, Landwirtschaft und Wirt-
schaft effiziente Lösungen vor Ort zu schaffen. Die 
Arbeit des Bundes an der Weiterentwicklung der 
Ersatzbaustoffverordnung hin zu praxisgerechten 
und vollzugsfreundlichen Lösungen findet die 
Unterstützung der Landesregierung.

Das Umweltbundesamt hat ein „Wissenschaft-
liches Monitoring zur Evaluierung und Weiter-
entwicklung der Ersatzbaustoffverordnung“ 
durchführen lassen. Darin werden Empfehlungen 
ausgesprochen, wie die ErsatzbaustoffV ange-
passt werden kann, um sie vollzugstauglicher und 
anwenderfreundlicher zu gestalten. Die zweite 
Novelle der ErsatzbaustoffV soll durch den Bund 
noch 2026 angegangen werden.

1.2.7 Bioabfallverordnung (BioAbfV)

Die „kleine“ Novelle der BioAbfV wurde am 5. Mai 
2022 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und trat 
zum 1. Mai 2023 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten des 
§ 2a der Bioabfallverordnung bestehen seit dem 
1. Mai 2025 weitreichende Regelungen zu Anforde-
rungen an die Fremdstoffabtrennung (zum Beispiel 
Inputkontrollwerte). 

Hauptziel der Novelle ist es, bei der Bioabfallver-
wertung den Eintrag von Fremdstoffen, vor allem 
von Kunststoffen, in den Boden zu minimieren. 
Hierzu wurden insbesondere der Geltungsbereich 
der Verordnung auf alle bodenbezogenen Ver-
wertungen von Bioabfällen ausgedehnt und erst-
mals Anforderungen an deren Sammlung gestellt 
sowie der Fremdstoffgehalt in Bioabfällen vor der 
biologischen Behandlung beschränkt. Darüber 
hinaus wurden die wesentlichen Anforderungen 
des von der Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Abfall (LAGA) erarbeiteten „Konzeptes für eine 
ordnungsgemäße und schadlose Verwertung von 
verpackten Lebensmittelabfällen“ in die Verord-
nung integriert.

Zur Umsetzung der neuen Anforderungen sind die 
Stadt- und Landkreise gefordert, organisatorische 
sowie technische Maßnahmen zur Verbesserung 
der Bioabfallsammelqualität einzuleiten. Das 
Umweltministerium unterstützt die Kreise bei 
der erforderlichen Weiterentwicklung der Bio-
abfallsammlung mit Fachveranstaltungen und 
Austauschplattformen sowie durch eine intensive 
fachliche Beratung – unter anderem durch das 
Kompetenzzentrum Bioabfall der Landesanstalt für 
Umwelt.

Neben der Verbesserung der Bioabfallqualität hat 
sich das Umweltministerium das Ziel gesetzt, die 
hochwertige Verwertung der häuslichen Bioab-

fälle und des Grüngutes bedeutend auszubauen. 
Neben dem Ausbau der Anlageninfrastruktur 
wurde hierzu beispielsweise im November 2025 
das Netzwerk Ökolandbau und Kompost Baden-
Württemberg (NÖK BW) ins Leben gerufen. Ziel ist 
es, geeignete hochwertige Bioabfallkomposte im 
ökologischen Landbau einzusetzen und somit die 
Nährstoffversorgung des wachsenden Ökoland-
baus zu unterstützen.

1.2.8 Recht auf Reparatur

Der Bundestag hat am 25. Juni 2026 den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2024/1799 zur Förderung der 
Reparatur von Waren in der vom Ausschuss für 
Recht und Verbraucherschutz geänderten Fassung 
beschlossen. 

Ziel der Richtlinie ist es, das Funktionieren des Bin-
nenmarkts zu verbessern, gleichzeitig ein hohes 
Verbraucherschutzniveau zu erzielen sowie die 
Wirtschaft stärker kreislauforientiert auszurichten. 
Um die vorzeitige Entsorgung brauchbarer Waren 
zu verringern und die Verbraucher dazu anzuregen, 
ihre Waren länger zu nutzen, werden die Bestim-
mungen über die Reparatur von Waren gestärkt.

Die Umsetzung der Richtlinie erfolgt über Ände-
rungen im Bürgerlichen Gesetzbuch sowie im Ein-
führungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Mit 
dem Gesetz sollen Verbrauchern Anreize geboten 
werden, sich im Rahmen der Nacherfüllung für 
eine Reparatur zu entscheiden. Dies erfolgt zum 
Beispiel durch eine Verlängerung der Gewährleis-
tungsfrist um zwölf Monate im Fall der Reparatur. 
Zudem wird in das Bürgerliche Gesetzbuch ein 
neuer Untertitel mit Regelungen zu einer Repa-
raturverpflichtung des Herstellers außerhalb der 
Gewährleistung eingefügt. Darüber hinaus wird ein 
Formular zur Reparaturinformation aufgenommen, 
dass Reparaturbetriebe dem Verbraucher freiwillig 
zur Verfügung stellen können.

1.2.9 Geplantes Textilgesetz

Um die am 16. Oktober 2025 in Kraft getretene 
Richtlinie (EU) 2025/1892 umzusetzen, soll ein 
deutsches Textilgesetz bis zum 17. Juni 2027 verab-
schiedet werden. Am 27. März 2026 veröffentlichte 
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Maßnahmen zur Abfallvermeidung
in Baden-Württemberg · 2025

Öffentlichkeitsarbeit / Informationen 
für Bürger zum Thema Abfallvermeidung

Öffentlichkeitsarbeit / Informationen 
für Gewerbe zum Thema Abfallvermeidung

Abfallpädagogik (Schulen und Kindergärten) 
zum Thema Abfallvermeidung

Tausch- / Verschenkmärkte, Sperrmüll- / Spielwarenbörsen

Gebrauchtwarenkaufhäuser

Repair-Café

Reparaturführer (auch digital)

Verleih von Geschirrmobil(en)

Mehrwegbecher „Coffee to Go“

Mehrweggebot für Veranstaltungen auf öffentlichem Grund 
bzw. in öffentlichen Gebäuden  

Arbeitslosen- / Behindertenprojekte zur Vermeidung / 
Wiederverwendung / Verwertung von Abfällen

Zusammenarbeit mit Tafeln / Projekte gegen Lebensmittel- 
verschwendung

Boden- / Erdaushubbörse

Windelservice 

Abfallvermeidung ist Kriterium bei der Beschaffung in kommu-
nalen Einrichtungen / Betrieben vgl. § 2 Abs. 3 LKreiWiG

Abfallvermeidung in kommunalen Einrichtungen / Betrieben 
(z. B. papiersparendes Büro, wiederbefüllbare Drucker- 
patronen, doppelseitiges Kopieren)

Gebührengestaltung setzt Anreize zur Abfallvermeidung, 
z. B. gewichtsabhängige Gebühren

Beratung zu Abfallvermeidung in Unternehmen

Beratung bei Gebäudeabbrüchen

Sonstige Maßnahmen und Aktionen
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2. Mengenüberblick

Die kommunalen Abfallwirtschaftsbetriebe der 
Stadt- und Landkreise erfüllen in Baden-Würt-
temberg die Pflichten der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger (örE) aus dem Kreislaufwirt-
schaftsgesetz. Ihre Kernaufgabe ist im Rahmen 
der Daseinsvorsorge die Entsorgung von Abfällen 
aus privaten Haushalten und dem Siedlungsbe-
reich. Auch die Beseitigung eines Teils der gewerb-
lichen Abfälle fällt in die Zuständigkeit der örE.

Im Jahr 2025 entsorgten die örE in Baden-Würt-
temberg insgesamt rund 7,69 Millionen Tonnen 
an Abfällen (kommunales Abfallaufkommen). 
Das waren knapp 0,8 Millionen Tonnen bezie-
hungsweise 9 Prozent weniger als im Vorjahr 
(2024: 8,48 Millionen Tonnen). Hauptgrund dafür 
ist der anhaltende Rückgang der kommunal ent-
sorgten Baumassenabfälle. Von 2024 auf 2025 
verringerte sich ihre Menge um 22 Prozent.

Das kommunale Abfallaufkommen ist nur ein 
Teil der landesweit entstandenen und statistisch 
erfassten Primärabfälle. Das Gesamtaufkommen 
an Abfällen in Baden-Württemberg bewegt sich 
in einer Größenordnung zwischen 45 und 50 Mil-
lionen Tonnen pro Jahr. Auch hier hat im zurück-
liegenden 5-Jahres-Zeitraum ein abnehmender 
Trend eingesetzt, der im Wesentlichen auf ein 
geringer werdendes Aufkommen der Baumassen-
abfälle zurückgeht. Das Gesamtabfallaufkommen 
umfasst außer den kommunal entsorgten Abfällen 
auch Abfälle aus Industrie und Gewerbe, die direkt 
an private Entsorger abgegeben wurden. Daten 
zum privaten Entsorgungssektor liegen aus den 
Bundesstatistiken über die Abfallentsorgung vor. 
Im Rahmen der Abfallbilanz werden jedoch vorran-
gig die kommunal entsorgten Abfälle betrachtet.

2.1 Siedlungsabfälle
Unter den Siedlungsabfällen ist die Gruppe der 
sogenannten häuslichen Abfälle von besonderer 
Bedeutung. Diese lassen sich statistisch nahezu 
vollständig der Herkunft aus privaten Haushalten 
zuordnen. Zu den häuslichen Abfällen zählen: 
Haus- und Sperrmüll einschließlich Geschäfts-
müll aus öffentlicher Sammlung (zusammen 
1,53 Millionen Tonnen), Wertstoffe aus Haushalten 
(1,61 Millionen Tonnen) sowie die Abfälle aus der 
Biotonne (0,61 Millionen Tonnen). Ihr Aufkommen 
summierte sich im Jahr 2025 auf 3,76 Millionen 
Tonnen, was knapp der Hälfte des kommunalen 
Abfallaufkommens insgesamt entsprach. Eben-
falls dem Siedlungsbereich zuzurechnen sind die 
getrennt gesammelten Grünabfälle (0,99 Millionen 
Tonnen), Elektro- und Elektronik-Altgeräte (gut 
77.000 Tonnen einschließlich Lampen) sowie 
bestimmte Gewerbe- und Baustellenabfälle 
(210.000 Tonnen).

Die kommunal gesammelten Siedlungsabfälle 
wurden nahezu vollständig einem Verwertungs-
verfahren zugeführt. Lediglich weniger als 1 Pro-
zent des Aufkommens wurde zur Beseitigung 
auf eine Deponie verbracht. Während der weit 
überwiegende Teil der Wertstoffe und Elektro-/
Elektronikaltgeräte in der ersten Behandlungs-
stufe stofflich verwertet wurde, gingen 82 Prozent 
der organischen Abfälle in die biologische Verwer-
tung. Die Restabfälle wurden vorwiegend energe-
tisch in der Abfallverbrennung genutzt.

Die Aufkommensentwicklung der Siedlungsabfälle 
ist an eine Vielzahl äußerer Bedingungen gekop-
pelt. Dazu gehören insbesondere das Konsumver-
halten, konjunkturelle Einflüsse und die Lebens-
umstände der privaten Haushalte.
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Haus-, Sperrmüll

Abfälle aus der Biotonne, Grünabfälle

Wertstoffgemische,
Wertstoffe getrennt erfasst1)

Gewerbe-, Baustellenabfälle

Bodenaushub, keine gefährlichen
 Stoffe enthaltend

Bauschutt, Abbruchmaterial,
Straßenaufbruch

Sonstige Abfälle2)

1.554
1.531

1.674
1.602

1.639
1.628

177
163

2.443
1.884

686
563

310
321

2024
in 1.000 Tonnen2025

0 1.000 2.000 3.000

Kommunales Abfallaufkommen
in Baden-Württemberg 2024 und 2025 · in 1.000 Tonnen

1	 Vor der Sortierung.
2	 Problemstoffe, E-Altgeräte / Lampen, Aschen, Stäube, Schlacken, Reaktionsprodukte, Schredderrückstände, asbesthaltige 
	 Abfälle, Klärschlamm, Industrieschlamm, Papierschlamm, Formsande aus Gießereien, sonstige produktionsspezifische 
	 Massenabfälle, Abfälle der Stationierungsstreitkräfte, Bodenaushub (gefährliche Stoffe enthaltend), Straßenkehricht, 
	 Sinkkastenschlamm.
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Die Sammelmengen stiegen gegenüber dem Vor-
jahr um gut 0,2 kg/Ea an. Die größten Sammel-
mengen wurden auch 2025 bei den Kleingeräten 
(Sammelgruppe 5, gut 31.000 Tonnen) und Groß-
geräten (Sammelgruppe 4, knapp 23.000 Tonnen) 
erzielt. In diesen beiden Gruppen war auch die 
Optierungsquote mit 71 beziehungsweise 77 Pro-
zent am höchsten. Über alle Sammelgruppen lag 
die Quote bei durchschnittlich 52 Prozent. Bei 
Optierung übernimmt der öffentlich-rechtliche 
Entsorgungsträger die Verwertung und Vermark-
tung der Altgeräte selbst. Nicht-optierte Sammel-
gruppen werden über die Abholkoordination der 
Gemeinsamen Stelle der Gerätehersteller „stif-
tung elektro-altgeräte register“ abgewickelt.

Erläuterung zur Getrenntsammlung von 
Textilabfällen
Die gesetzliche Pflicht zur Getrenntsammlung 
von Textilabfällen stellt eine wesentliche Neue-
rung in der Abfallwirtschaft dar. Seit 1. Januar 
2025 sind die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger (örE) verpflichtet, Textilabfälle aus privaten 
Haushaltungen getrennt zu sammeln. Diese Ver-
pflichtung ergibt sich aus § 20 Absatz 2 Nummer 
6 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und 
setzt die Anforderungen der Europäischen Union 
um (Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richt-
linie 2008/98/EG (Abfallrahmenrichtlinie)). Die 
Getrenntsammlungspflicht des örE umfasst im 
Grundsatz sämtliche Textilabfälle einschließ-
lich zerschlissener oder nicht mehr tragfähiger 
Textilien (§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 in Ver-
bindung mit § 9 KrWG). Dies gilt nicht für stark 

oder mit gefährlichen Stoffen verschmutzte (zum 
Beispiel ölverschmierte) und/oder nasse Textilien.

Die Einführung der getrennten Sammlung von 
Textilabfällen ist von besonderer Bedeutung, um 
den aktuellen Herausforderungen im Textilsektor 
zu begegnen. Die steigenden Produktionsmen-
gen, die sinkende Qualität von Textilien sowie der 
anhaltende Negativtrend zur sogenannten „Fast 
Fashion“ belasten die Branche und die Umwelt. 
Um diese Probleme zu lösen, gewinnt die nach-
haltige und kreislauffähige Verwertung von Tex-
tilien an Bedeutung. Eine möglichst hochwertige 
Verwertung aller Textilien ist entscheidend, um 
die Kreislaufwirtschaft in Deutschland weiterzu-
entwickeln und die Ziele des Ressourcen- und 
Klimaschutzes zu erreichen. Die Vorbereitung zur 
Wiederverwendung hat dabei Vorrang vor Recyc-
ling oder energetischer Verwertung und erfordert 
einen materialschonenden Umgang mit den Tex-
tilabfällen. 

Für die Abfallbilanz Baden-Württemberg bedeu-
tet dies, dass die örE die Mengen der erfassten 
Textilabfälle angeben sollen. Neben der kommu-
nalen Erfassung gibt es auch gewerbliche und 
gemeinnützige Sammlungen. Die Erhebung für 
das Jahr 2025 zeigt, dass in Baden-Württemberg 
insgesamt 1.264 kommunale Sammelstellen und 
mindestens 2.304 nicht-kommunale Sammel-
stellen für Textilabfälle vorhanden waren (Anzahl 
unvollständig). Die Datenlage offenbart eine 
heterogene Struktur der Sammelsysteme in den 
einzelnen Regionen. 

Während einige Kreise und Städte über ein dich-
tes Netz an kommunalen Sammelstellen verfügen, 
konzentrieren sich andere auf nicht-kommunale 
Sammelstrukturen. Über alle Sammelsysteme 
hinweg meldeten die örE insgesamt rund 20.400 
Tonnen an Alttextilien (einschließlich Schuhe). 
Die bekannt gemachte Teilmenge aus nicht-kom-
munaler Sammlung betrug gut 7.300 Tonnen. 
Allerdings variierten die Angaben zwischen den 
einzelnen Regionen und Kreisen erheblich.

Da die getrennte Sammlung von Textilabfällen 
für die örE seit 2025 eine neue Vorgabe darstellt, 
konnten noch nicht alle Zahlen nach kommunal 
erfassten und gewerblich oder gemeinnützig 
erfassten Textilabfällen aufgeteilt mitgeteilt 
werden. Dieser Sachverhalt ist darauf zurückzu-
führen, dass die Erfassungssysteme erst an die 
neuen Anforderungen angepasst werden müssen 
und nicht alle Entsorgungsträger bereits über 
vollständige, differenzierte Datensätze verfügen. 
In den kommenden Berichtsjahren ist mit einer 
zunehmenden Verbesserung der Datenlage zu 
rechnen.
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23 %
Wertstoffe aus Haushalten

1 %
Abfälle aus der Biotonne76 %

Haus- und Sperrmüll

41 %
Haus- und Sperrmüll

43 %
Wertstoffe aus Haushalten

16 %
Abfälle aus der Biotonne

Anteil getrennt erfasster Abfallfraktionen an häuslichen Abfällen 
in Baden-Württemberg
1990 und 2025 (Prozent)

1990 
insgesamt 3,4 Millionen Tonnen

2025 
insgesamt 3,8 Millionen Tonnen
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2.2 Kommunal entsorgte 
Baumassenabfälle
Ganz anders als bei den Siedlungsabfällen stellte 
sich die Entsorgungssituation bei den 2,45 Millio-
nen Tonnen an Baumassenabfällen (Bauschutt, 
Straßenaufbruch, Bodenaushub) dar, welche den 
örE im Jahr 2025 überlassen wurden: Diese konn-
ten zu 71 Prozent keiner Verwertung zugeführt 
werden, sondern wurden deponiert. Gemäß der 
Deponieverordnung dürfen seit 1. Januar 2024 
keine Abfälle mehr auf Deponien abgelagert wer-
den, die für das Recycling geeignet sind oder einer 
anderen Verwertung zugeführt werden können. 
Dies trifft insbesondere auf nicht verunreinigten 
Bodenaushub zu, da es sich bei diesem Abfall 
um grundsätzlich verwertbares Material handelt. 
In der Folge sind die Ablagerungsmengen von 
Bodenaushub auf kommunalen Deponien von 
3,07 Millionen Tonnen im Jahr 2023 auf nunmehr 
1,48 Millionen Tonnen zurückgegangen (minus 
52 Prozent).

Deponien für nicht verunreinigten Bodenaushub 
(Deponieklasse „DK -0,5“)
Im Rahmen der Darstellung verfügbarer Entsor-
gungskapazitäten (Kapitel 8) wird in Baden-Würt-
temberg zwischen den Deponieklassen DK 0 und 
DK -0,5 unterschieden. Unter die Deponieklasse 
DK -0,5 fallen Deponien mit qualitativer Annahme-
beschränkung. Dabei handelt es sich um Deponien 
zur ausschließlichen Ablagerung von nicht ver-
unreinigtem Bodenaushub. Diese verfügen in der 
Regel nicht über Sicherungssysteme wie zum Bei-
spiel Flächendrainagen, eine geologische Barriere 
oder eine Basisabdichtung. Aufgrund des oben 
genannten Deponierungsverbots für verwertbare 
Abfälle finden seit 2024 kaum noch Ablagerungen 
auf Deponien der Klasse DK -0,5 statt.

2.3 Erläuterungen zur 
Erhebung
Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
sind nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz des 
Bundes und dem Landes-Kreislaufwirtschaftsge-
setz verpflichtet, jährlich eine Abfallbilanz für das 
vorhergehende Kalenderjahr zu erstellen und der 
obersten Abfallrechtsbehörde zum 1. April vorzu-
legen. Die einzelnen Bilanzen der Kreise werden 
im Auftrag des Ministeriums für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft vom Statistischen Landes-
amt zusammengeführt, ausgewertet und für die 
Veröffentlichung aufbereitet. Dadurch wird eine 
umfassende Information der Öffentlichkeit über 
die Leistungsfähigkeit der kommunalen Kreislauf-
wirtschaft sichergestellt und es werden zentrale 
Datengrundlagen für die weitere Planung der 
Kreislaufwirtschaft zusammengetragen. 

Berechnung des Pro-Kopf-Aufkommens
Zur Berechnung des Abfallaufkommens pro-Kopf 
werden die Bevölkerungszahlen aus der amtlichen 
Fortschreibung mit Stand 30. Juni des jeweiligen 
Jahres verwendet. Basis der Fortschreibung sind 
die nationalen amtlichen Erhebungen der Bevölke-
rung: die Volkszählung 1987 (VZ 87) für die Fort-
schreibung in den Jahren bis 2010 und der Zensus 
2011 für die Jahre 2011 bis 2021. Seit 2022 ist der 
Zensus 2022 die aktuelle Basis für die amtliche 
Fortschreibung.

In der Abfallbilanz ändern sich durch den Basis-
wechsel rechnerisch die Pro-Kopf-Aufkommen, 
sodass in den Jahren 2011 und 2022 die langjähri-
gen Reihen unterbrochen und mit neuer Basis fort-
gesetzt werden mussten.
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3. Kreisergebnisse

Die öffentlich-rechtliche Abfallentsorgung in 
Baden-Württemberg unterliegt regional sehr 
unterschiedlichen strukturellen Rahmenbedingun-
gen (siehe Tabelle 3, Abbildung 9). Als Analyse-
raster für die Kreisergebnisse der Abfallbilanzer-
hebung bietet sich daher die siedlungsstrukturelle 
Kreistypisierung des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung an. Zur Typenbildung 
werden ausschließlich Siedlungsstrukturmerk-
male, unter anderem die Einwohnerdichte, heran-
gezogen. Es werden vier verschiedene Kreistypen 
unterschieden: kreisfreie Großstädte, städtische 
Kreise, ländliche Kreise mit Verdichtungsansätzen 
sowie dünn besiedelte ländliche Kreise. Da dem 
Typ „dünn besiedelte ländliche Kreise“ in Baden-
Württemberg lediglich der Main-Tauber-Kreis 
zuzuordnen ist, werden in den folgenden Dar-
stellungen alle ländlichen Kreise in einer Gruppe 
zusammengefasst. Durch die Zuordnung zu den 
Kreistypen ist eine bessere Vergleichbarkeit 
zwischen den Kreisen hinsichtlich der Zusammen-
setzung des kommunalen Abfallaufkommens wie 
auch der Mengenentwicklung gegeben. Auch 
können die Stadt- und Landkreise die Abfallbilanz 
nutzen, um sich mit anderen Kreisen ähnlicher 
Siedlungsstruktur zu messen und vor allem die 
eigenen Leistungen und Erfolge in der Abfall-
wirtschaft zu dokumentieren. Die sogenannten 
„Landesligen“ (Abbildungen 22 bis 24) stellen ein 
interkommunales Benchmarking dar.

Die Rangfolge der Kreise in den Landesligen 
richtet sich jeweils nach dem Aufkommen an 
häuslichen Abfällen je Einwohnerin und Einwoh-
ner. Landesliga I zeigt das Haus- und Sperrmüll-
aufkommen in den Stadt- und Landkreisen. Das 
Aufkommen an Restabfällen, insbesondere an 
Hausmüll, fällt umso geringer aus, je umfassender 
die Getrenntsammlung von Wertstoffen und Bio-
abfällen gelingt. Die getrennte Sammlung dieser 
werthaltigen Fraktionen ermöglicht deren hoch-
wertige Verwertung und damit die Nutzung der 
häuslichen Abfälle als Ressource. Insofern ist das 
Haus- und Sperrmüllaufkommen ein Gradmesser 
dafür, wie weit die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger (örE) in ihren Bemühungen um eine 
ressourcenschonende Abfallbewirtschaftung und 
(Rest-)Abfallvermeidung erfolgreich waren.

Haus- und Sperrmüll
Im Jahr 2022 erreichte das baden-württember-
gische Aufkommen an Haus- und Sperrmüll ein 
historisch niedriges Niveau, das seither gehalten 
werden konnte. Zuletzt sank das Pro-Kopf-Auf-
kommen im Landesdurchschnitt wieder etwas 
unter den Wert des Vorjahres (138 kg/Ea) und lag 
im Jahr 2025 bei 136 kg/Ea.

Im Allgemeinen fiel in ländlichen Kreisen mit 
durchschnittlich 120 kg/Ea weniger Haus- und 
Sperrmüll an als in städtischen Kreisen und kreis-
freien Großstädten mit 131 kg/Ea beziehungsweise 
167 kg/Ea. Nichtsdestotrotz wurde 2025 das 
landesweit geringste Haus- und Sperrmüllauf-
kommen in Höhe von 75 kg/Ea im Landkreis Calw 
erzielt, der zu den städtischen Kreisen gezählt 
wird. Den Spitzenplatz mit dem niedrigsten Auf-
kommen unter den ländlichen Kreisen teilten sich 
der Alb-Donau- und der Neckar-Odenwald-Kreis 
mit je 94 kg/Ea. Die Gruppe der kreisfreien Groß-
städte führte weiterhin Freiburg mit 111 kg/Ea an. 
Je nachdem, wie die Entsorgung gewerblicher 
Abfälle in den einzelnen Kreisen organisiert ist, 
sind im Haus- und Sperrmüllaufkommen auch 
unterschiedliche Mengen an Geschäftsmüll ent-
halten. Das Abfallaufkommen hängt daher nicht 
nur von der Güte der Abfalltrennung in den Haus-
halten ab. 

Die Getrenntsammlung von häuslichen Abfällen 
ist in Baden-Württemberg gut etabliert. Der Anteil 
der getrennt gesammelten Abfälle aus der Bio-
tonne und der Wertstoffe aus Haushalten lag 
landesweit mit 59 Prozent deutlich über der Hälfte 
des Aufkommens an häuslichen Abfällen insge-
samt. Strukturell bedingt ist die Getrenntsamm-
lungsquote in den kreisfreien Großstädten etwas 
geringer ausgeprägt (siehe Abbildung 25).

Organische Abfälle
Seit 2015 verpflichtet das Kreislaufwirtschafts-
gesetz die örE, häusliche Bioabfälle getrennt vom 
übrigen Hausmüll zu erfassen. Die überwiegende 
Zahl der baden-württembergischen Stadt- und 
Landkreise erfüllt diese Pflicht mit einem Holsys-
tem für Bioabfälle. So besteht mittlerweile für die 
Bürgerinnen und Bürger in 41 von 44 Stadt- und 
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Auch beim Wertstoffaufkommen nach Sortie-
rung (Abbildungen 28 bis 31), insbesondere bei 
Papier und Metallen, sind Kreisvergleiche nur 
eingeschränkt möglich. Häufig fehlen den örE 
die Mengennachweise der Dualen Systeme über 
die verwertbaren Wertstofffraktionen aus den 
Verpackungssammlungen. So konnten zuletzt 
noch 16 Stadt- und Landkreise die Mengen der 
aussortierten Wertstoffe vollständig melden, das 
heißt einschließlich des Anteils aus den Dualen 
Systemen (auch hochgerechnete Werte). Dabei 
handelt es sich um die Landkreise Böblingen, Lud-
wigsburg, Göppingen, Schwäbisch Hall, Karlsruhe, 
Rastatt, Rhein-Neckar-Kreis, Calw, Enzkreis, Breis-
gau-Hochschwarzwald, Ortenaukreis, Lörrach, 
Waldshut, Bodenseekreis. Außerdem liegen die 
sortierten Wertstoffmengen vollständig aus den 
Stadtkreisen Heilbronn und Ulm vor.

Die Altpapier-Erfassungssysteme variieren sowohl 
zwischen den Stadt- und Landkreisen Baden-
Württembergs als auch innerhalb der einzelnen 
Entsorgungsgebiete. In 35 der insgesamt 44 
Kreise erfolgt die Altpapiersammlung im Grund-
satz über den öffentlich-rechtlichen Träger. In den 
anderen Kreisen erfolgt sie flächendeckend oder 
gebietsweise gewerblich. Sieben der neun Kreise 
mit gewerblicher Altpapiersammlung können 
Angaben über die privat gesammelten Mengen 

(einschließlich Teilmengen) machen, die auch im 
Landeswert berücksichtigt sind. Zudem gibt es 
vielerorts gemeinnützige Sammlungen, die von 
ortsansässigen Vereinen durchgeführt werden. 
Das Altpapier aus diesen Vereinssammlungen wird 
teils über den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger, teils in Eigenregie der Vereine vermarktet. 
Daher sind auch diese Mengen nicht immer im 
Altpapieraufkommen der Kreise enthalten. Lan-
desweit ging bei fast allen Stadt- und Landkreisen 
das Altpapieraufkommen je Einwohnerin und Ein-
wohner gegenüber dem Vorjahr zurück. Es sank 
im Jahr 2025 durchschnittlich um 1 kg/Ea auf nun 
57 kg/Ea.

Das Pro-Kopf-Aufkommen der durch die örE 
gesammelten Elektro- und Elektronikaltgeräte 
war in den einzelnen Stadt- und Landkreisen sehr 
unterschiedlich. Es streute zwischen 3,5 kg/Ea 
in der Landeshauptstadt Stuttgart und mehr 
als 10 kg/Ea in Baden-Baden (10,2 kg/Ea), dem 
Landkreis Calw (10,2 kg/Ea) und dem Ostalbkreis 
(10,1 kg/Ea). Im Vergleich zum Vorjahr gab es nur 
geringfügige Verschiebungen bei den Sammel-
mengen. 34 der 44 Stadt- und Landkreise konnten 
ihr Ergebnis leicht steigern.

Landkreisen in Baden-Württemberg flächen-
deckend die Möglichkeit zur Nutzung einer Bio-
tonne oder von Biobeuteln (Landkreis Göppingen 
und Ostalbkreis). Dagegen bietet der Landkreis 
Biberach die Bioabfallsammlung ausschließlich 
im Bringsystem auf seinen Wertstoffhöfen an. In 
den Landkreisen Emmendingen und Ortenaukreis 
stünde eine getrennte Erfassung von Bioabfall in 
Konkurrenz zur dort praktizierten mechanisch-bio-
logischen Restabfallbehandlung. Hier wird durch 
eine im Aufbau befindliche technische Sonder-
lösung auf andere Art eine stoffliche Verwertung 
der biogenen Abfallbestandteile sichergestellt. 

Der Landesdurchschnitt für die Menge an getrennt 
gesammelten Abfällen aus der Biotonne lag im 
Jahr 2025 bei 55 kg/Ea. Die Pro-Kopf-Aufkom-
men der einzelnen Stadt- und Landkreise streuten 
jedoch relativ weit um diesen Wert (Abbildung 
23). Besonders hohe Sammelmengen erzielte mit 
109 kg/Ea der Stadtkreis Baden-Baden. Auch der 
Main-Tauber-Kreis und der Landkreis Konstanz 
lagen mit 100 kg/Ea beziehungsweise 96 kg/Ea 
deutlich über dem Landesdurchschnitt.

Die getrennte Erfassung von häuslichen Bioabfäl-
len hat spürbare Effekte auf das Hausmüllaufkom-
men. Es sinkt, wenn die organischen Abfälle nicht 
mehr über die Rest-, sondern über die Biotonne 
entsorgt werden. Dieser Effekt wurde besonders 
in denjenigen Landkreisen sichtbar, die flächen-
deckend eine Biotonne neu eingeführt haben. 
Der Landkreis Sigmaringen im Jahr 2024 ist das 
jüngste Beispiel dafür: Die Bürgerinnen und Bürger 
sammelten mit der neuen Biotonne rund 12 kg/Ea 

an häuslichen Bioabfällen. Dafür nahm das Pro-
Kopf-Aufkommen an Hausmüll von 2023 auf 2024 
um gut 10 kg/Ea ab.

Alle Stadt- und Landkreise Baden-Württembergs 
führen getrennte Sammlungen für Grünabfälle 
durch. Das durchschnittliche Pro-Kopf-Aufkom-
men an Grünabfällen im Land betrug 2025 rund 
88 kg/Ea. Die Sammelmengen in den einzelnen 
Kreisen reichten von 15 kg/Ea im Stadtkreis Mann-
heim bis 191 kg/Ea im Landkreis Göppingen.

Wertstoffe
Seit dem Jahr 1993 sind Leichtverpackungen 
(LVP) getrennt zu erfassen. Unter die Leichtverpa-
ckungen fallen Verkaufsverpackungen aus Metall, 
Kunststoffen (einschließlich Styropor) sowie 
Flüssigkeitskartons (Verbunde). Die Sammlung 
erfolgt in der Regel über die Dualen Systeme als 
Wertstoffgemisch (Gelber Sack / Gelbe Tonne) 
sowie als (sortenreine) Anlieferung an den Wert-
stoffhöfen. Davon abweichend bieten einige Kreise 
ihren Bürgerinnen und Bürgern eine gemischte 
Wertstofftonne an, in denen sie die Verkaufs-
verpackungen gemeinsam mit stoffgleichen 
Nichtverpackungen und Metallschrott sammeln 
können. Die unterschiedlichen Sammelsysteme 
erschweren die einheitliche statistische Erfassung 
der LVP-Sammelmengen. Die Kreisergebnisse sind 
untereinander nur bedingt vergleichbar. Durch-
schnittlich sammelte im Jahr 2025 jede Baden-
Württembergerin und jeder Baden-Württemberger 
etwa 30 kg/Ea an Leichtverpackungen (vor der 
Sortierung, siehe Abbildung 33).
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Aufkommen insgesamt

Aufkommen an Haus- und Sperrmüll einschließlich Geschäftsmüll aus öffentlicher Sammlung
2024 und 2025 (ohne Wertstoffe, Abfälle aus der Biotonne und Grünabfälle) · Landesliga I

Kreise

2024 2025

Aufkommen 
insgesamt

davon 
Hausmüll

davon 
Sperrmüll

Aufkommen 
insgesamt

davon 
Hausmüll

davon 
Sperrmüll

Tonnen kg/
Ea Tonnen kg/

Ea Tonnen kg/
Ea Tonnen kg/

Ea Tonnen kg/
Ea Tonnen kg/

Ea
Baden-Württemberg 1.553.720 138 1.306.856 116 246.864 22 1.530.753 136 1.282.187 114 248.566 22
Kreisfreie Großstädte
Freiburg, Stadt 25.921 110 22.065 93 3.856 16 26.365 111 22.247 94 4.118 17
Ulm, Stadt 16.251 126 12.799 99 3.452 27 16.639 128 12.839 99 3.800 29
Karlsruhe, Stadt 44.840 146 36.291 118 8.549 28 45.098 146 37.314 121 7.784 25
Heidelberg, Stadt 23.633 152 18.747 120 4.886 31 23.313 150 18.455 119 4.858 31
Pforzheim, Stadt 22.713 168 19.458 144 3.255 24 22.150 165 19.071 142 3.079 23
Heilbronn, Stadt 23.278 176 19.756 150 3.522 27 22.373 169 18.914 143 3.459 26
Stuttgart, Stadt 112.719 184 97.378 159 15.341 25 111.201 182 95.125 156 16.076 26
Mannheim, Stadt 72.819 230 58.481 185 14.338 45 70.440 222 57.370 181 13.070 41

Städtische Kreise
Calw 11.425 71 10.909 68 516 3 12.146 75 10.720 67 1.426 9
Rastatt 22.896 99 18.231 79 4.665 20 21.981 95 17.504 76 4.477 19
Tübingen 22.452 96 19.442 83 3.010 13 22.420 96 19.047 82 3.373 14
Zollernalbkreis 18.893 98 12.962 67 5.931 31 19.116 99 13.951 72 5.165 27
Rottweil 14.944 106 12.141 86 2.803 20 14.197 101 11.439 82 2.758 20
Ravensburg 30.243 104 24.245 83 5.998 21 30.470 104 24.049 82 6.421 22
Göppingen 27.438 106 22.187 86 5.251 20 27.019 105 21.052 81 5.967 23
Heidenheim 15.251 113 13.605 101 1.646 12 14.490 107 12.785 95 1.705 13
Karlsruhe, Land 52.155 114 38.852 85 13.303 29 49.620 109 38.442 84 11.178 24
Bodenseekreis 26.142 118 23.034 104 3.108 14 25.549 116 22.297 101 3.252 15
Ostalbkreis 36.817 116 25.266 80 11.551 36 37.098 117 24.788 78 12.310 39
Rhein-Neckar-Kreis 68.455 123 59.171 106 9.284 17 67.261 120 57.807 103 9.454 17
Konstanz 37.811 129 35.043 120 2.768 9 37.522 128 34.465 118 3.057 10
Reutlingen 38.662 132 34.300 117 4.362 15 37.722 129 33.382 114 4.340 15
Tuttlingen 19.267 133 16.573 114 2.694 19 19.406 134 16.644 115 2.762 19
Rems-Murr-Kreis 67.900 154 48.165 109 19.735 45 59.203 135 45.754 104 13.449 31
Schwarzwald-Baar-Kreis 29.326 137 26.716 125 2.610 12 28.805 135 26.179 122 2.626 12
Lörrach 34.541 145 30.535 128 4.006 17 32.491 137 28.200 118 4.291 18
Esslingen 74.138 138 67.354 126 6.784 13 73.200 137 65.273 122 7.927 15
Ludwigsburg 73.570 137 65.736 123 7.834 15 73.454 137 64.822 121 8.632 16
Breisgau-Hochschw. 40.650 149 30.519 112 10.131 37 39.861 146 29.341 107 10.520 38
Baden-Baden, Stadt 7.830 138 5.772 102 2.058 36 8.331 146 5.820 102 2.511 44
Enzkreis 29.331 147 24.193 121 5.138 26 29.326 147 24.154 121 5.172 26
Böblingen 59.433 150 47.102 119 12.331 31 59.184 150 47.679 121 11.505 29
Heilbronn, Land 56.519 160 54.096 153 2.423 7 56.040 158 52.744 149 3.296 9
Emmendingen 30.433 179 26.724 157 3.709 22 30.859 181 27.083 159 3.776 22
Ortenaukreis 94.234 212 81.566 184 12.668 29 95.312 214 80.974 182 14.338 32

Ländliche Kreise
Alb-Donau-Kreis 18.306 91 14.551 72 3.755 19 18.946 94 14.046 69 4.900 24
Neckar-Odenwald-Kreis 13.668 94 11.951 82 1.717 12 13.559 94 11.526 80 2.033 14
Freudenstadt 9.980 82 6.813 56 3.167 26 11.933 98 8.412 69 3.521 29
Hohenlohekreis 13.003 112 11.933 103 1.070 9 12.681 110 11.502 99 1.179 10
Sigmaringen 15.039 113 12.888 97 2.151 16 14.931 113 12.778 97 2.153 16
Main-Tauber-Kreis 15.758 118 13.070 98 2.688 20 15.183 114 11.483 86 3.700 28
Waldshut 23.831 139 20.183 117 3.648 21 23.343 136 19.901 116 3.442 20
Schwäbisch-Hall 29.369 146 26.977 134 2.392 12 29.382 146 26.720 133 2.662 13
Biberach 31.836 154 29.076 140 2.760 13 31.133 150 28.089 135 3.044 15
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in Kilogramm je Einwohner/-in und Jahr
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Aufkommen insgesamt

Aufkommen an Wertstoffen aus Haushalten (vor der Sortierung)
2024 und 2025 · Landesliga III

Kreise

2024 2025

Aufkommen insgesamt Aufkommen insgesamt

Tonnen kg/Ea Tonnen kg/Ea
Baden-Württemberg 1.623.260 144 1.612.547 143

Kreisfreie Großstädte
Karlsruhe, Stadt 44.939 146 49.389 160
Ulm, Stadt 20.216 156 19.394 149
Heidelberg, Stadt 22.721 146 22.357 144
Pforzheim, Stadt 19.137 142 17.726 132
Heilbronn, Stadt 17.582 133 16.643 126
Freiburg, Stadt 28.431 120 27.866 117
Mannheim, Stadt 37.193 117 36.934 116
Stuttgart, Stadt 56.792 93 55.942 92

Städtische Kreise
Baden-Baden, Stadt 10.714 189 10.830 190
Calw 29.338 182 29.189 181
Karlsruhe, Land 75.711 166 81.001 177
Bodenseekreis 39.722 179 38.841 176
Lörrach 38.963 164 41.289 173
Rastatt 38.667 167 38.873 169
Schwarzwald-Baar-Kreis 34.659 162 34.369 161
Rhein-Neckar-Kreis 91.331 164 89.548 160
Göppingen 42.385 164 40.488 157
Heidenheim 20.752 154 20.721 153
Enzkreis 31.361 157 30.443 153
Zollernalbkreis 31.294 162 29.020 150
Ortenaukreis 70.162 158 66.146 149
Ludwigsburg 78.741 147 79.399 148
Tuttlingen 20.870 144 20.954 144
Rems-Murr-Kreis 63.292 144 62.813 143
Ostalbkreis 46.937 148 44.994 142
Emmendingen 23.416 138 23.566 138
Konstanz 39.562 135 39.827 136
Esslingen 74.290 138 72.748 136
Böblingen 50.962 129 52.749 133
Breisgau-Hochschwarzwald 35.697 131 34.866 128
Rottweil 18.910 135 17.719 127
Reutlingen 36.264 124 35.396 121
Tübingen 28.706 123 28.005 120
Ravensburg 35.134 121 34.595 118
Heilbronn, Land 42.770 121 41.531 117

Ländliche Kreise
Waldshut 35.106 204 34.696 202
Neckar-Odenwald-Kreis 27.141 187 27.087 187
Alb-Donau-Kreis 31.455 156 32.807 162
Sigmaringen 20.563 155 20.759 157
Freudenstadt 18.971 156 18.914 155
Biberach 31.949 154 31.911 154
Main-Tauber-Kreis 19.966 150 19.521 147
Hohenlohekreis 15.672 136 15.191 131
Schwäbisch-Hall 24.816 124 25.490 127

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Abfallbilanz 2025 
3 | Kreisergebnisse



5756

in Kilogramm je Einwohner/-in

Haus- und Sperrmüll Abfälle aus der Biotonne Wertstoffe aus Haushalten
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Aufkommen an von den örE erfassten Gewerbe- und Baustellenabfällen
2024 und 2025
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2025
2024

in Kilogramm je Einwohner/-in und Jahr
Aufkommen insgesamt

Kreise

2024 2025

Aufkommen insgesamt Aufkommen insgesamt

Tonnen kg/Ea Tonnen kg/Ea

Baden-Württemberg 176.641  16    163.349  15    

Stuttgart, Stadt 9.604  16    8.959  15    
Böblingen 12.352  31    10.520  27    
Esslingen 5.153  10    3.210  6    
Göppingen 1.421  5    1.316  5    
Ludwigsburg 6.399  12    2.446  5    
Rems-Murr-Kreis 11.862  27    13.967  32    
Heilbronn, Stadt 1.186  9    1.692  13    
Heilbronn, Land 4.203  12    3.960  11    
Hohenlohekreis 515  4    434  4    
Schwäbisch Hall 937  5    961  5    
Main-Tauber-Kreis 1.245  9    688  5    
Heidenheim 6.661  49    6.982  52    
Ostalbkreis 571  2    335  1    
Baden-Baden, Stadt 2.440  43    2.965  52    
Karlsruhe, Stadt 2.893  9    2.654  9    
Karlsruhe, Land 17.380  38    17.083  37    
Rastatt 2.002  9    1.751  8    
Heidelberg, Stadt 3.557  23    3.700  24    
Mannheim, Stadt 14.298  45    12.538  39    
Neckar-Odenwald-Kreis 5.377  37    5.424  37    
Rhein-Neckar-Kreis 864  2    289  1    
Pforzheim, Stadt 930  7    1.254  9    
Calw 11.850  73    11.538  72    
Enzkreis 559  3    502  3    
Freudenstadt 5.324  44    1.461  12    
Freiburg, Stadt 1.175  5    1.320  6    
Breisgau-Hochschwarzwald 2.649  10    2.657  10    
Emmendingen 1.997  12    1.965  12    
Ortenaukreis 1.656  4    1.590  4    
Rottweil 4.437  32    4.380  31    
Schwarzwald-Baar-Kreis 2.404  11    2.344  11    
Tuttlingen 641  4    726  5    
Konstanz –  –  –    –    
Lörrach 2.030  9    2.331  10    
Waldshut 1.789  10    1.884  11    
Reutlingen 652  2    916  3    
Tübingen 717  3    906  4    
Zollernalbkreis 7.329  38    6.205  32    
Ulm, Stadt 1.889  15    2.276  18    
Alb-Donau-Kreis 2.209  11    2.336  12    
Biberach 3.353  16    3.649  18    
Bodenseekreis 8.989  41    8.419  38    
Ravensburg 2.607  9    2.369  8    
Sigmaringen 535  4    447  3    
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Problemstoffe aus getrennter Erfassung 
2024 und 2025
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2025
2024

in Kilogramm je Einwohner/-in und Jahr
Aufkommen insgesamt

Kreise

2024 2025

Aufkommen insgesamt Aufkommen insgesamt

Tonnen kg/Ea Tonnen kg/Ea

Baden-Württemberg 9.495     0,84     9.901     0,88     

Stuttgart, Stadt 127     0,21     150     0,25     
Böblingen 201     0,51     215     0,54     
Esslingen 222     0,41     199     0,37     
Göppingen 270     1,04     310     1,20     
Ludwigsburg 409     0,76     485     0,91     
Rems-Murr-Kreis 551     1,25     517     1,18     
Heilbronn, Stadt 115     0,87     121     0,92     
Heilbronn, Land 433     1,22     477     1,35     
Hohenlohekreis 58     0,50     71     0,61     
Schwäbisch Hall 192     0,96     181     0,90     
Main-Tauber-Kreis 42     0,32     46     0,35     
Heidenheim 146     1,08     161     1,19     
Ostalbkreis 375     1,18     430     1,36     
Baden-Baden, Stadt 81     1,43     81     1,42     
Karlsruhe, Stadt 448     1,45     437     1,42     
Karlsruhe, Land 485     1,06     493     1,08     
Rastatt 266     1,15     277     1,20     
Heidelberg, Stadt 89     0,57     101     0,65     
Mannheim, Stadt 384     1,21     368     1,16     
Neckar-Odenwald-Kreis 194     1,33     198     1,37     
Rhein-Neckar-Kreis 149     0,27     163     0,29     
Pforzheim, Stadt 77     0,57     86     0,64     
Calw 94     0,58     113     0,70     
Enzkreis 220     1,10     210     1,05     
Freudenstadt 180     1,48     180     1,48     
Freiburg, Stadt 255     1,08     257     1,08     
Breisgau-Hochschwarzwald 316     1,16     332     1,21     
Emmendingen 160     0,94     163     0,96     
Ortenaukreis 588     1,32     645     1,45     
Rottweil 249     1,77     208     1,49     
Schwarzwald-Baar-Kreis 122     0,57     128     0,60     
Tuttlingen 197     1,36     150     1,03     
Konstanz 231     0,79     283     0,97     
Lörrach 134     0,56     120     0,50     
Waldshut 243     1,41     280     1,63     
Reutlingen 110     0,37     125     0,43     
Tübingen 91     0,39     97     0,42     
Zollernalbkreis 167     0,86     169     0,88     
Ulm, Stadt 121     0,94     129     0,99     
Alb-Donau-Kreis 41     0,20     50     0,25     
Biberach 91     0,44     81     0,39     
Bodenseekreis 270     1,22     285     1,29     
Ravensburg 239     0,82     262     0,90     
Sigmaringen 62     0,47     67     0,51     

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Abfallbilanz 2025 
3 | Kreisergebnisse











7978

4. Bio- und Grünabfälle

4.1 Rechtlicher Hintergrund 
und Situation in 
Baden-Württemberg
Bioabfälle stellen einen besonderen Wertstoff dar, 
der im Gegensatz zu den meisten anderen Reststof-
fen sowohl energetisch als auch stofflich genutzt 
werden kann. Dadurch können sie einen wichtigen 
Beitrag zum Klimaschutz, zur Versorgung mit 
erneuerbarer Energie und zur Ressourcenschonung 
leisten. Bioabfälle sind daher nach den Regelungen 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, der Bioabfall-
verordnung und der Gewerbeabfallverordnung 
getrennt zu sammeln und hochwertig zu verwerten. 
So soll eine umfassende und bestmögliche Nutzung 
des wertvollen Bioabfalls sichergestellt werden. In 
der Abfallbilanz können nur die von den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern erfassten Bioabfall-
mengen ausgewertet werden, da die gewerblichen 
Bioabfälle von gewerblichen Entsorgern erfasst und 
verwertet werden.

In Baden-Württemberg ist seit dem Jahr 2024 in 
42 von 44 Stadt- und Landkreisen flächendeckend 
die Möglichkeit zur Nutzung einer separaten Erfas-
sung der häuslichen Bioabfälle gegeben. Diese 
Erfassung wurde in den meisten Kreisen mit einer 
Biotonne durchgeführt, Biobeutel wurden lediglich 
im Landkreis Göppingen genutzt.

Im Kreis Emmendingen und im Ortenaukreis wird 
mit Blick auf die mechanisch-biologische Rest-
abfallbehandlungsanlage des Zweckverbandes 
Abfallbehandlung Kahlenberg (ZAK) auf eine sepa-
rate Bioabfallsammlung verzichtet, da die biogenen 
Abfallbestandteile für den Betrieb der ZAK-Anlage 
aus technischen Gründen erforderlich sind. Hier 
wird mit einem Forschungsvorhaben eine innovative 
Sonderlösung für die stoffliche Verwertung des Bio-
abfalls entwickelt, damit auch in diesem Sonderfall 
eine umfassende Verwertung der Ressource Bioab-
fall sichergestellt ist.

Unabhängig von der Sammlung häuslicher Bioab-
fälle besteht in allen Stadt- und Landkreisen Baden-
Württembergs die Möglichkeit zur Getrenntsamm-
lung von Grünabfällen. Diese erfolgt im Regelfall 
im Bringsystem über landesweit 1.051 kommunale 
Grünabfallsammelstellen. Neben Einrichtungen 
zur ausschließlichen Annahme von Grünabfällen 
beinhaltet die Gesamtzahl der Grünabfallsammel-
stellen auch andere Standorte, zum Beispiel Wert-
stoffhöfe mit Containern für Grünabfälle. In den 
Sommermonaten wird in einigen Kreisen zusätzlich 
eine Sammlung holziger Grünabfälle im Holsystem 
angeboten. 

4.2 Sicherung der Qualität 
der Bioabfälle 
Mit der Ausweitung der Getrenntsammlung von 
Bioabfällen rückt zugleich die Qualität der daraus 
erzeugten Komposte und Gärreststoffe immer stär-
ker in den Fokus. Die Öffentlichkeit und der Markt 
erwarten zu Recht eine einwandfreie Kompostquali-
tät, die frei von Schadstoffen und anderen Abfallbe-
standteilen wie Kunststoffen ist. Denn nur aus sor-
tenreinen Bioabfällen ist es möglich, die Bioabfälle 
problemfrei zu vergären und qualitativ hochwertige 
Komposte oder andere Produkte zu erzeugen, die 
von den Absatzmärkten nachgefragt werden.

Die sortenreine, möglichst fremdstofffreie 
Erfassung häuslicher Bioabfälle ist eine äußerst 
anspruchsvolle Aufgabe und nur mit der Unter-
stützung aller Bürgerinnen und Bürger möglich. 
Hier kommt der Bereitstellung geeigneter, den 
Bedürfnissen der Bevölkerung entsprechender 
Sammelmedien sowie der Abfallberatung in den 
Stadt- und Landkreisen eine wichtige Rolle zu. Bei 
Großwohnanlagen sind neben den Bewohnerinnen 
und Bewohnern auch die Hausverwaltungsgesell-
schaften und ihr Personal wichtige Ansprechpart-
ner bei der Verbesserung der Bioabfallsammlung.

Abfallbilanz 2025 
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Landesdurchschnitt: 55

keine Bioabfallsammlung
unter 30
30 bis unter 60
60 bis unter 90
90 und mehr

Vergärung

Kompostierung

Lagerhaltung

Anteile nach Art der Verwertung

Aufkommen und Verwertung von Abfällen aus der Biotonne
in den Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs · 2025

Aufkommen und Verwertung von Grünabfällen
in den Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs · 2025

Thermische Verwertung

Vergärung

Kompostierung

Abgabe an Haushalte
oder Erdenwerk

Sonstige Behandlung
einschl. Lagerhaltung

Landesdurchschnitt: 88

unter 30
30 bis unter 60
60 bis unter 90
90 und unter 150
150 und mehr

1	 Keine flächendeckende Erfassung von häuslichen Bioabfällen.
2	 Einsammlung häuslicher Bioabfälle erfolgt über Biobeutel.
3	 Aufgrund der mechanisch-biologischen Behandlung werden Bioabfälle zusammen mit dem Restabfall erfasst und behandelt.
4	 Häusliche Bioabfälle aus Bringsystem, Entsorgung gemeinsam mit Grünabfällen, Menge unbekannt.

Pro-Kopf-Aufkommen 
in kg je Einwohner/-in

Pro-Kopf-Aufkommen 
in kg je Einwohner/-in

1	 Einschließlich häuslicher Bioabfälle, die gemeinsam mit Grünabfällen gesammelt und entsorgt wurden.

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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5. Klärschlammentsorgung
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5.1 Rechtlicher Hintergrund 
und Situation in 
Baden-Württemberg
Kommunaler Klärschlamm gehört zu den Sied-
lungsabfällen und unterliegt somit dem europäi-
schen sowie nationalen Kreislaufwirtschaftsrecht. 
In der Klärschlammverordnung (AbfKlärV) ist die 
Verwertung von Klärschlamm, Klärschlammgemi-
schen und Klärschlammkomposten geregelt. Bei 
der bodenbezogenen Verwertung von Klärschläm-
men sind zudem die Bestimmungen des Dünge-
rechts, insbesondere der Düngemittelverordnung 
zu beachten.

Die Klärschlammverordnung (AbfKlärV) stellt 
bundesweit die Weichen zur Forcierung der ther-
mischen Klärschlammbehandlung und für die 
Phosphor-Rückgewinnung. Sie verpflichtet dazu, 
spätestens ab dem Jahr 2029 Phosphor aus kom-
munalem Klärschlamm zurückzugewinnen und 
aus der direkten bodenbezogenen Verwertung 
auszusteigen.

Diese Pflicht zur Phosphor-Rückgewinnung aus 
Klärschlamm beziehungsweise Klärschlammasche 
gilt ab 2029 grundsätzlich für alle Abwasser-
behandlungsanlagen unabhängig von ihrer Aus-
baugröße, sofern der Klärschlamm mindestens 
20 Gramm Phosphor je Kilogramm Trockensubs-
tanz (TS) enthält. Klärschlämme aus Abwasser-
behandlungsanlagen mit einer Ausbaugröße von 
mehr als 100.000 Einwohnerwerten (EW) – betrifft 
40 Kläranlagen – dürfen zudem ab dem Jahr 2029 
nicht mehr bodenbezogen verwertet werden. 
Gleiches Verbot gilt für Abwasserbehandlungs-
anlagen zwischen 50.000–100.000 EW (46 Klär-
anlagen) ab dem Jahr 2032.

Die bodenbezogene Verwertung von Klärschlamm 
aus Kläranlagen bis 50.000 EW (758 Kläranlagen) 
bleibt grundsätzlich zunächst eingeschränkt mög-
lich. Aufgrund des hohen Schadstoffpotenzials 
von Klärschlämmen ist jedoch auch hier die ther-
mische Verwertung vorzuziehen. Ohnehin ist die 

Tendenz zu beobachten, dass die Anzahl kleinerer 
Anlagen kontinuierlich abnimmt, da Abwässer 
zunehmend zur Behandlung auf größeren Klär-
anlagen zusammengeführt werden. Im Jahr 2025 
wurden 33 Anlagen (EW < 10.000) stillgelegt. Die 
bei der bodenbezogenen Verwertung einzuhal-
tenden Grenzwerte und Untersuchungspflichten 
gelten bereits seit dem Inkrafttreten der AbfKlärV 
(3. Oktober 2017) ohne Übergangsfrist. 

Für Abwasserbehandlungsanlagen bis 50.000 
EW besteht in begründeten Einzelfällen und nach 
Zustimmung der zuständigen Behörde die Option, 
anfallende Klärschlämme ohne vorherige Phos-
phorrückgewinnung einer energetischen Verwer-
tung im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
zuzuführen. Diese Ausnahmegenehmigungen 
sollen bundesweit äußerst restriktiv und nur bei 
Vorliegen spezieller Sondersituationen erteilt wer-
den. Die theoretisch vor der Durchführung einer 
Phosphorrückgewinnung rückholbare Langzeit-
lagerung ist aus ökologischen, organisatorischen 
und wirtschaftlichen Gründen nur in Einzelfällen 
sinnvoll möglich und wird deshalb in Baden-
Württemberg ab 2029 voraussichtlich kaum zur 
Anwendung kommen. 

Gemäß AbfKlärV muss die Phosphorrückgewin-
nung aus Klärschlamm so erfolgen, dass ent-
weder mindestens 50 Prozent des enthaltenen 
Phosphors gewonnen werden oder der P-Gehalt 
im behandelten Klärschlamm auf unter 20 Gramm 
pro Kilogramm Trockenmasse (2 Prozent) sinkt. 
Bei der Rückgewinnung aus Klärschlammverbren-
nungsaschen müssen mindestens 80 Prozent des 
enthaltenen Phosphors zurückgewonnen werden. 
Wird Phosphor bereits im Rahmen der Abwasser-
behandlung zurückgewonnen, fällt dies nicht 
unter den Regelungsbereich der AbfKlärV. Die 
Verpflichtung der AbfKlärV zur Phosphor-Rückge-
winnung kann in diesem Fall nur dann als „erfüllt“ 
angesehen werden, wenn dadurch der Phosphor-
gehalt im Klärschlamm auf weniger als 2 Prozent 
reduziert werden kann. Andernfalls wäre für den 
betreffenden Klärschlamm beziehungsweise die 
Klärschlammasche eine zusätzliche Phosphor-
Rückgewinnung gemäß AbfKlärV erforderlich. 
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20252024 Klärschlammverbrennung [%]
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Klärschlammentsorgung
in Baden-Württemberg 2025 · in Tonnen Trockenmasse (t TM/a), Stand: Juni 2026

Anteil der Verbrennung bei der Klärschlammentsorgung
in den Kreisen Baden-Württembergs der Jahre 2024 und 2025

Kreise Gesamt t TM/a
Art der Entsorgung (Schlammverwertung) t TM/a

Verbrennung Landwirtschaft Landschaftsbau Sonstiges

Baden-Württemberg 229.391 228.589 216 0 586

Stuttgart, Stadt 13.515 13.515 0 0 0

Böblingen 7.577 7.408 0 0 169

Esslingen 9.570 9.570 0 0 0

Göppingen 5.760 5.760 0 0 0

Ludwigsburg 9.748 9.748 0 0 0

Rems-Murr-Kreis 8.261 8.122 139 0 0

Heilbronn, Stadt 4.482 4.482 0 0 0

Heilbronn 7.041 7.035 0 0 6

Hohenlohekreis 2.388 2.388 0 0 0

Schwäbisch Hall 5.726 5.726 0 0 0

Main-Tauber-Kreis 2.968 2.968 0 0 0

Heidenheim 2.049 2.049 0 0 0

Ostalbkreis 7.486 7.486 0 0 0

Karlsruhe, Stadt 10.904 10.904 0 0 0

Karlsruhe 9.037 8.551 77 0 409

Rastatt 8.011 8.011 0 0 0

Heidelberg, Stadt 3.862 3.862 0 0 0

Mannheim, Stadt 6.343 6.343 0 0 0

Neckar-Odenwald-Kreis 2.607 2.605 0 0 2

Rhein-Neckar-Kreis 12.933 12.933 0 0 0

Pforzheim, Stadt 2.442 2.442 0 0 0

Calw 3.040 3.040 0 0 0

Enzkreis 2.904 2.904 0 0 0

Freudenstadt 2.191 2.191 0 0 0

Breisgau-Hochschwarzwald 3.902 3.902 0 0 0

Emmendingen 9.048 9.048 0 0 0

Ortenaukreis 7.726 7.726 0 0 0

Rottweil 3.774 3.774 0 0 0

Schwarzwald-Baar-Kreis 2.871 2.871 0 0 0

Tuttlingen 2.387 2.387 0 0 0

Konstanz 4.335 4.335 0 0 0

Lörrach 3.124 3.124 0 0 0

Waldshut 3.335 3.335 0 0 0

Reutlingen 5.404 5.404 0 0 0

Tübingen 5.783 5.783 0 0 0

Zollernalbkreis 4.163 4.163 0 0 0

Alb-Donau-Kreis 3.595 3.595 0 0 0

Biberach 4.503 4.503 0 0 0

Bodenseekreis 4.299 4.299 0 0 0

Ravensburg 7.240 7.240 0 0 0

Sigmaringen 3.057 3.057 0 0 0

An andere Kläranlagen abgegebene Klärschlammengen werden immer der aufnehmenden und zur Verwertung abgebenden 
Kläranlage zugerechnet. Dadurch kann die in der Tabelle ausgewiesene Klärschlammmenge im Einzelfall von der im Kreisgebiet 
tatsächlich anfallenden Klärschlammmenge abweichen.
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Die Städte Baden-Baden, Freiburg und Ulm sind an Kläranlagen außerhalb ihres Kreisgebietes angeschlossen.
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Thermische Klärschlammbehandlungsanlagen
in Baden-Württemberg
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5.2 Mengen und 
Entsorgungswege
Nahezu alle Betriebe und Haushalte in Baden-
Württemberg waren im Jahr 2025 über die 
Kanalisation an eine der 844 kommunalen Klär-
anlagen angeschlossen (2024: 857 Anlagen). Im 
Jahr 2025 wurden nach der Abwasserreinigung 
etwa 229.400 Tonnen Klärschlamm (Trocken-
masse) verwertet. Der Großteil davon – rund 
228.600 Tonnen – wurde thermisch behandelt. 
Landwirtschaftlich kamen lediglich knapp 
216 Tonnen zum Einsatz, ein Rest von circa 
586 Tonnen wurde einer sonstigen Entsorgung 
zugeführt. Der Anteil der Verbrennung liegt seit 
vielen Jahren auf einem sehr hohen Niveau: Im 
Jahr 2025 betrug der durchschnittliche Verbren-

nungsanteil aller Kreise in Baden-Württemberg 
99,7 Prozent. Beim Ausstieg aus der landwirt-
schaftlichen Klärschlammverwertung nimmt 
Baden-Württemberg europaweit eine Vorreiter-
rolle ein. Bereits 41 der insgesamt 44 Stadt- und 
Landkreise in Baden-Württemberg verwerten 
ihren anfallenden Klärschlamm im Jahr 2025 
vollständig energetisch.

Die energetische Verwertung erfolgt in Baden-
Württemberg in erster Linie in Klärschlamm-
Monoverbrennungsanlagen, einer Klärschlamm-
vergasungsanlage, Zementwerken, einem 
Kohlekraftwerk und einer Papierfabrik. Etwa 
39 Prozent der im Land anfallenden Klärschlämme 
werden außerhalb von Baden-Württemberg ver-
brannt; überwiegend in Kohlekraftwerken und in 
Zementwerken. 
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5.3 Aktuelle Klärschlamm-
entsorgungssituation
In Baden-Württemberg besteht bei der Ver-
brennung von Klärschlamm aktuell noch eine 
große Abhängigkeit von den verfügbaren Mit-
verbrennungskapazitäten. Eine Mitverbrennung 
in Zementwerken ist gemäß Klärschlammver-
ordnung ab 2029 für die meisten kommunalen 
Klärschlämme (ab einem Phosphorgehalt von 
20 Gramm oder mehr je Kilogramm Klärschlamm-
trockenmasse) nur nach vorheriger Phosphor-
Rückgewinnung möglich. Bei einer Mitverbrennung 
in Kohlekraftwerken müsste aus der gesamten 
entstehenden Asche 80 Prozent des enthaltenen 
Phosphors zurückgewonnen werden. Aufgrund 
der hohen Verdünnung des P-Gehalts im Vergleich 
zur Monoverbrennungsasche ist dies in der Regel 
wirtschaftlich nicht sinnvoll darstellbar. Zusätzlich 
ist zu berücksichtigen, dass Kohlekraftwerke auf-
grund der Rahmenbedingungen der Energiewende 
bald nicht mehr zur Verfügung stehen. 

Um den Aufbau einer zukunftsfähigen Klär-
schlammentsorgung zu unterstützen, hat das 
Umweltministerium Baden-Württemberg mit 
Mitteln des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und aus Landesmitteln unter 
anderem zwei großtechnische Anlagen zur ther-

mischen Klärschlammbehandlung mit integrierter 
Rückgewinnung von Phosphor gefördert. Die bei-
den Anlagen in Mannheim (MVV Mannheim) und 
Breisach (AZV Staufener Bucht) laufen seit dem 
Jahr 2026 im Regelbetrieb. 

Über die geplanten Projekte in Forchheim und 
Bonndorf sowie die bereits im Bau befindlichen 
Standorte in Böblingen und Walheim hinaus sind 
dringend weitere Verbrennungskapazitäten erfor-
derlich. Diese Anlagen sind für eine krisenfeste 
Entsorgungssicherheit sowie als kontinuierliche, 
erneuerbare Energiequelle von großer Bedeutung. 
Mit diesem konsequenten Ausbau schafft die 
Region die Basis zur Gewährleistung einer langfris-
tigen Entsorgungssicherheit und legt gleichzeitig 
das Fundament für ein umfassendes Recycling des 
lebenswichtigen Phosphors.

Technologisch hat sich die Phosphor-Rückgewin-
nung primär auf den thermischen Pfad verlagert: 
Sie erfolgt entweder über spezielle thermochemi-
sche Prozesse direkt während der Verbrennung 
des Klärschlamms oder nachgelagert aus der 
Asche. Eine Rückgewinnung während der Abwas-
serreinigung auf den Kläranlagen bleibt künftig 
dagegen eine Nischenlösung. 

5.4 Rückgewinnung 
von Phosphor in 
Baden-Württemberg
Baden-Württemberg erkannte die Wichtigkeit von 
Klärschlamm als Rohstoffquelle von Phosphor 
bereits vor der Novellierung der Klärschlamm-
verordnung. Im Jahr 2012 setzte das Land die 
Phosphor-Rückgewinnungsstrategie Baden-Würt-
temberg auf, die auch Bestandteil der Landesstra-
tegie Ressourceneffizienz ist. Ziel dieser Strategie 
ist es, durch den Aufbau einer ausreichenden 
Infrastruktur für die Rückgewinnung von Phosphor 
einen nennenswerten Beitrag zur langfristigen 
ökologisch und wirtschaftlich verträglichen Eigen-
versorgung des Landes mit schadstoffarmem 
Phosphor sicherzustellen. 

Aus kommunalen Abwässern, Klärschlämmen und 
Klärschlammaschen können inzwischen bereits 
Recyclingphosphate mit ausreichend hoher Pflan-
zenverfügbarkeit und geringen Schadstoffgehalten 
(insbesondere bei Cadmium und Uran) gewonnen 
werden. Hierfür stehen inzwischen einsatzfähige 
und großtechnisch erprobte Technologien zur Ver-
fügung. Dabei weisen Phosphor-Rezyklate häufig 
eine größere Schadstofffreiheit als Rohphosphat-
dünger bei gleichzeitig guter Pflanzenverfügbar-
keit und Düngewirkung auf. 

Die Rückgewinnung von Phosphor aus Klär-
schlamm und Klärschlammasche ist ein wichtiger 
politischer Schwerpunkt der Landesregierung. Das 
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirt-
schaft setzt hierbei bereits seit Jahren – und somit 
deutlich vor der gemäß Klärschlammverordnung 
ab 2029 geltenden Pflicht zur Rückgewinnung von 
Phosphor – maßgebliche Impulse. Durch die früh-
zeitige Förderung großtechnischer Pilotanlagen 
wurde der technologische Wandel von der reinen 
Entsorgung hin zur nachhaltigen Rohstoffrück-
gewinnung eingeleitet, um durch die Nutzung 
eigener Quellen für die Phosphorversorgung die 
Abhängigkeit von den internationalen Märkten zu 
reduzieren. 
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Über das EFRE-Förderprogramm „Phosphor-Rück-
gewinnung“ unterstützte das Umweltministerium 
großtechnische Anlagen zur Klärschlammver-
wertung und Phosphorrückgewinnung im Land 
mit insgesamt rund 10,7 Millionen Euro (siehe auch 
Kapitel 5.3). Die hier gewonnenen Erkenntnisse bil-
den das Fundament, um die benötigte Infrastruktur 
zur thermischen Behandlung und Phosphorrück-
gewinnung mit Blick auf das Jahr 2029 weiter 
auszubauen. Durch die konsequente Nutzung von 
Klärschlamm als strategische Ressource wird die 
Abhängigkeit von Importen reduziert und dadurch 
die Rohstoffsicherheit und Resilienz Deutschlands 
und Europas gestärkt.

Um die Kommunen und Abwasserzweckverbände 
bei der notwendigen Neuausrichtung ihrer Klär-
schlammentsorgung zu unterstützen, hat das 
Umweltministerium zudem gemeinsam mit dem 
DWA-Landesverband Baden-Württemberg die 
Plattform „P-RÜCK“ eingerichtet. Diese bietet 
unter anderem gezielte Beratungen und Work-
shops an. Ergänzend veranstalten beide Partner 
seit 2015 den jährlichen Phosphor-Kongress 
„Phosphor – ein kritischer Rohstoff mit Zukunft“. 
Dieser findet im Jahr 2026 am 19. November statt.

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft arbeitet aktiv in der Bund/Länder-
Arbeitsgruppe „Sicherstellung der Phosphorrück-
gewinnung bis 2029“ mit. Ziel dieses Gremiums ist 
es, konkrete Empfehlungen zu erarbeiten, um den 
Markthochlauf der Rückgewinnung zu beschleu-
nigen und die Nutzung von Phosphor-Rezyklaten 
gezielt zu forcieren. Zudem ergänzt eine von 
Baden-Württemberg und Niedersachsen geleitete 
Arbeitsgruppe derzeit die Vollzugshinweise zur 
Klärschlammverordnung (LAGA-Mitteilung 39). 
Dies soll den betroffenen Akteuren die nötige 
Rechts- und Investitionssicherheit bieten.
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6. Bau- und Abbruchabfälle

Bau- und Abbruchabfälle inklusive Bodenaushub 
sind in stofflicher und chemischer Hinsicht eine 
unspektakuläre Abfallart, die sich größtenteils 
gut verwerten lässt. Was jedoch die Abfallmenge 
betrifft, sind Bau- und Abbruchabfälle ein sprich-
wörtliches Schwergewicht in Baden-Württemberg.

Die statistischen Mengenerhebungen zum Bau-
gewerbe gehen auf die Bundesstatistiken über die 
Abfallentsorgung und über die Aufbereitung und 
Verwertung von Bau- und Abbruchabfällen zurück. 
2024 sank das Aufkommen an Bau- und Abbruch-
abfällen insbesondere durch den Rückgang beim 
Bodenaushub und eine allgemein schwache Bau-
konjunktur im Vergleich zu 2022 um 18 Prozent auf 
32,5 Millionen Tonnen. Die geringere Anfallmenge 
an Bodenaushub kann auch darauf zurückzuführen 
sein, dass verstärkt Maßnahmen zur Abfallvermei-
dung greifen. Beispiele hierfür sind der Erdmassen-
ausgleich oder die Verwendung des Bodenaus-
hubs am Anfallort.

Auf der Produktionsseite werden in Baden-Würt-
temberg pro Jahr etwa 81 Millionen Tonnen für 
das Baugewerbe relevante Primärrohstoffe, haupt-
sächlich Kies, Sand, Naturstein, Ton und Gips der 
Natur entnommen und verbaut. Das Aufkommen 
an Bau- und Abbruchabfällen (ohne Bodenaushub) 
betrug 2024 im Land rund 12,1 Millionen Tonnen. 
Davon wurden 11,5 Millionen Tonnen stofflich 
und 0,2 Millionen Tonnen energetisch verwertet 
sowie 0,4 Millionen Tonnen beseitigt. Dies ent-
spricht einer Verwertungsquote von 97 Prozent. 
Mit 20,4 Millionen Tonnen ist Bodenaushub für 
den größten Anteil an den Bau- und Abbruch-
abfällen verantwortlich. Den Abfallströmen aus 
der Bauwirtschaft ist aufgrund ihres hohen Anteils 
von schätzungsweise 80 Prozent der gesamten 
Abfälle nach wie vor besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen. Mit der geplanten Materialkarte 4.0 
entsteht bei der LUBW derzeit ein digitales Ver-
wertungsportal, das die hochwertige Verwertung 
mineralischer Abfälle, insbesondere von Boden-
aushub, unterstützen soll. Ziel ist es, Anfallstellen 

und geeignete Verwertungs- beziehungsweise Ein-
satzorte digital sichtbar zu machen, Stoffströme 
besser zusammenzuführen und damit Ressourcen 
sowie Deponieraum zu schonen. Die Verordnung 
über Anforderungen an den Einbau von minerali-
schen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke 
(ErsatzbaustoffV) regelt Anforderungen an die 
Herstellung und den Einbau mineralischer Ersatz-
baustoffe. Zu den im Anwendungsbereich der Ver-
ordnung enthaltenen Recyclingbaustoffen zählen 
unter anderem solche aus Bau- und Abbruchabfäl-
len sowie aus dem Straßenbau. Auf Grundlage der 
zweijährigen Evaluierung der ErsatzbaustoffV und 
der Erkenntnisse aus dem Vollzug wird 2026 die 
zweite Novelle der ErsatzbaustoffV angestrebt.

Es ist erklärtes Ziel der Landesregierung, das 
mineralische Baustoffrecycling auszubauen, hoch-
wertige Verwertungswege zu sichern und insbe-
sondere weitere Anwendungsfelder für rezyklierte 
Gesteinskörnungen zu erschließen. Dazu gehört 
auch deren Verwendung im Hochbau. Dabei geht 
es um die Anwendung kreislaufgerechter Betonre-
zepturen, bei denen natürliche Gesteinskörnungen 
durch Recyclingmaterial ersetzt werden.

Ausweislich der Statistik wurden im Jahr 2022 ins-
gesamt 227.000 Tonnen Betonzuschlag aus Recy-
clingmaterial erzeugt. Diese Menge konnte 2024 
deutlich auf 449.000 Tonnen gesteigert werden 
(Abbildung 49). Die positive Entwicklung ist auch 
auf das Förderprogramm R-Beton des Umweltmi-
nisteriums zurückzuführen. Das Land unterstützt 
den Einsatz von Recyclingmaterial bei der Beton-
herstellung seit 2023 mit diesem Förderprogramm. 
Dieses wurde mit angepassten Fördertatbestän-
den verlängert und läuft noch bis Ende 2026. Mit 
dem Förderprogramm soll sich die Verwendung 
von Recyclingmaterial als Betonzuschlag lang-
fristig und flächendeckend in Baden-Württemberg 
etablieren. Darüber hinaus wird auch weiterhin die 
innovative CCS-Technologie der CO2-Beaufschla-
gung rezyklierter Gesteinskörnungen gefördert.
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7. Gebühren
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Abfallentsorgung ist ein zentraler Bestandteil 
der Daseinsvorsorge. Die Kreislaufwirtschaft ist 
daher eine kommunale Kernaufgabe in kommuna-
ler Planungshoheit. Die zuständigen Kommunen 
beziehungsweise Kreise müssen sicherstellen, 
dass die Entsorgung flächendeckend, zu sozial 
verträglichen Preisen und in guter Qualität erfolgt. 
Die Finanzierung der erforderlichen Maßnahmen 
erfolgt vollumfänglich über die Erhebung von 
Abfallgebühren gemäß den Vorgaben des Kom-
munalabgabengesetzes des Landes, festgelegt in 
den entsprechenden Satzungen der zuständigen 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger.

In Baden-Württemberg gibt es 44 entsorgungs-
pflichtige Stadt- und Landkreise. Einige Land-
kreise haben das Einsammeln und Transportieren 
der Siedlungsabfälle ganz oder teilweise auf die 
Gemeinden übertragen. In diesen Fällen gibt es 
innerhalb eines Landkreises unterschiedliche 
Gebührensatzungen, wodurch im Land nahezu 
100 unterschiedliche Gebührensysteme existieren. 
Wo mengenbezogene Tarife gelten, ergeben sich 
je nach Verbraucherverhalten unterschiedliche 
tatsächliche Kosten innerhalb desselben Einzugs-
gebietes. Die Gebührenhöhe hängt auch ganz 
erheblich vom Komfort des jeweiligen Systems ab. 
Die Abfallwirtschaft ist heute eine sehr differen-
zierte Dienstleistung. 

Die Gebührenkalkulation umfasst eine Vielzahl 
von Leistungen wie die Beratung und Öffentlich-
keitsarbeit, die Einsammlung der verschiedenen 
Abfall- und Wertstofffraktionen, die Bereitstellung 
von Containern und Wertstoffhöfen, Problem-
stoffsammlungen, die Entsorgung von Bio- und 
Grünabfällen und die Behandlung des Restabfalls 
im Hinblick auf die Anforderungen der Deponie-
verordnung zur Verwertung beziehungsweise 
Ablagerung der mineralisierten Reste. Gestiegene 
Ansprüche an die Entsorgungswirtschaft und die 
zum Wohl der Allgemeinheit notwendigen hohen 
technischen Standards wirken ebenso preisgestal-
tend mit wie Aufwendungen für die Nachsorge der 
Deponien.

Ein Vergleich der von den einzelnen Stadt- und 
Landkreisen erhobenen Gebühren ist vor diesem 
Hintergrund nur eingeschränkt möglich. In Abbil-
dung 52 sind die durchschnittlichen Hausmüllge-
bühren eines 4-Personenhaushaltes in den letzten 
24 Jahren sowie die Streubreite der von den Stadt- 
und Landkreisen erhobenen Jahresgebühr für das 
Jahr 2026 dargestellt. Der aktuelle Durchschnitts-
wert beträgt 207,80 Euro. Die durchschnittlichen 
Jahresabfallgebühren für einen 4-Personen-Haus-
halt der letzten Jahre liegen somit zwischen circa 
150 und 208 Euro. 

Nach einem mehrere Jahre andauernden Absinken 
zwischen 2002 und 2014 steigen die durchschnitt-
lichen Abfallgebühren in Baden-Württemberg seit 
dem Jahr 2015 erneut an. Die Erhöhung für das 
Jahr 2026 liegt im Landesdurchschnitt mit circa 
11 Euro gegenüber dem Vorjahr bei 5,6 Prozent. 
Die allgemeinen krisen- und inflationsbedingten 
Preissteigerungen der letzten Jahre – insbeson-
dere bei den Treibstoffen sowie die Einkommens-
entwicklung von Beschäftigten – machen sich 
auch bei den Abfallgebühren deutlich bemerkbar. 

Der erste Ansprechpartner bei Fragen zu Details 
der Gebührengestaltung ist – aufgrund des zu 
Beginn dieses Kapitels genannten Aufgabenzu-
schnitts und der eingeschränkten Vergleichbarkeit 
– grundsätzlich der betreffende Stadt- bezie-
hungsweise Landkreis.
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Was Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Jahresabfallgebühr finanzieren
Beispielhafte Darstellung für einen Stadt- oder Landkreis

Durchschnittliche Abfallgebühren 2002 bis 2026 
und Streubreite der Abfallgebühren 2026
für einen 4-Personen-Haushalt in Baden-Württemberg

1	 Höchste Abfallgebühr für einen 4-Personen-Haushalt.
2	 Niedrigste Abfallgebühr für einen 4-Personen-Haushalt.

Streubreite, innerhalb der die Abfallgebühren
von 90 % aller Kreise liegen

Streubreite, innerhalb der die Abfallgebühren 
von 50 % aller Kreise liegen

Durchschnittliche Jahresabfallgebühren

1)

2)
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40 %
Restabfall (Einsammlung 

bis Entsorgung)

18 %
Bioabfall (Einsammlung bis Verwertung)

4 %
Papier, Schrott, E-Geräte, Altholz

5 %
Grüngut

6 %
Sperrmüll

8 %
Verwaltung

11 %
Nachsorge ehemalige Hausmülldeponien 
(Zuführung Rückstellung)

10 %
Wertstoffhöfe
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Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Quelle: Landkreis Ludwigsburg
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Leistungsspektrum 2026

Sperrmüllstraßensammlungen pro Jahr

Sperrmüllabholungen auf Abruf

Selbstanlieferung möglich

Restabfallsack möglich

Mülltonnenservice (Rein- u. Rausstellen)

Mülltonnenservice (Reinigung)

Behältergemeinschaften möglich

Behälterstellung durch örE

Abholrhythmus wöchentlich

Abholrhythmus 14-täglich

Abholrhythmus 3-wöchentlich

Abholrhythmus 4-wöchentlich

Volumenabhängige Gebühr

Gewichtsabhängige Gebühr

Banderolen

Identsystem

Umweltmobil

Problemstoffsammlung stationär

Papiersammlung

Getrennte Sammlung 
nach ElektroG

Zusätzliches Holsystem zum 
vorgeschriebenen Bringsystem

Separate Grünabfallstraßensammlung
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Wertstofftonne, auch „Grüne Tonne plus“
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Thermische Entsorgung des Restabfalls
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Sammelgruppe 1:	 Wärmeüberträger (Kühlschränke, Gefriergeräte, Klimageräte, 
Wärme-Pumpen, ölgefüllte Radiatoren, Wärmepumpentrockner)

Sammelgruppe 2:	 Bildschirme, Monitore und Geräte, die Bildschirme mit einer 
Oberfläche von mehr als 100 cm² enthalten

Sammelgruppe 3:	 Lampen

(+)	 zum Teil / mit Einschränkung
  +	 ja  /   –   nein 
  *	 1x Holz- und Sperrmüll (ohne zusätzliche Gebühr)
	 2x Schrott/E-Schrott (ohne zusätzliche Gebühr)

Sammelgruppe 4:	 Großgeräte  > 50 cm
Sammelgruppe 5:	 Kleingeräte und kleine Geräte der Informations- und 

Telekommunikationstechnik (ITK-Geräte) < 50 cm 
Sammelgruppe 6:	 Photovoltaikmodule

**      auf Antrag und nur bei 1.100-Liter-Behältern
***     Angebote einzelner Kommunen
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8.1 Betreiber von Erstbehandlungsanlagen für Elektroaltgeräte

REGIERUNGSBEZIRK STUTTGART

Kreis Betreiber Standort

Stuttgart, Stadt Karle Recycling GmbH Stuttgart

Böblingen
PAJORO GmbH Böblingen

Karle Recycling GmbH Böblingen

Esslingen
Rhenus Data Office GmbH Denkendorf

Schrott- und Metallhandel M. Kaatsch GmbH Plochingen

Göppingen
GEDEMO GmbH Geislingen/Steige, Kuchen

Schwäbische Metallverwertung GmbH Göppingen

Ludwigsburg
AKTA GmbH Benningen

Abfallverwertungsgesellschaft des Landkreises Ludwigsburg mbH Ludwigsburg

Rems-Murr-Kreis

Diakonie Stetten e. V. Waiblingen

Albert Gogel GmbH Backnang

Blatt GmbH & Co. KG Plüderhausen

Heilbronn, Land

Rösch GmbH Containerdienst Ingersheim

Riwald Electronics Recycling GmbH Eppingen

ABG Recycling gGmbH Leingarten

Hohenlohekreis
Krautheimer Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
gemeinnützige GmbH

Krautheim

RHD GmbH Neuenstein

Schwäbisch Hall Second IT Store GmbH Schwäbisch Hall

Main-Tauber-Kreis CoMet-Trade GbR Lauda-Königshofen

REGIERUNGSBEZIRK KARLSRUHE

Kreis Betreiber Standort

Karlsruhe, Land

AfB gGmbH Ettlingen

Ratio Recycling Baden GmbH Au am Rhein 

ETEC Recycling GmbH St. Leon Rot

Up-Cell GmbH Rheinstetten

Bruchsal Metall- & Schrotthandel e.K. Bruchsal

Rastatt Hofmann GmbH Rastatt

Mannheim, Stadt

TSR Deutschland GmbH & Co. KG Mannheim

Diakoniewerkstätten Rhein-Neckar Mannheim

Buntmetallhandel Mis GmbH Mannheim 

A&N Electrorecycling GmbH & Co.KG Mannheim

AY Recycling GbR Mannheim

Wilhelm Ohnemus Nachf. GmbH Mannheim

FETT Mannheim

Rhein-Neckar-Kreis
A&N Electrorecycling GmbH & Co.KG Hockenheim

Sinsheim Metall- und Schrotthandel GmbH Sinsheim

Neckar-Odenwald-Kreis INAST Abfallbeseitigung GmbH Obrigheim

Enzkreis
Süd-Rec Süddeutsche Recycling GmbH Illingen

GSI Gemeinnützige Service- und Integrationsgesellschaft mbH Mühlacker

Pforzheim, Stadt miteinanderleben service gGmbH Pforzheim

8. Entsorgungsanlagen
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